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4 B auleitplanung 

4.1 Allgemeine Grundlagen dann zu erreichen!). Nachteil ist ganz klar, dass Bebau- 
ungspläne meist nur auf die bebauten Bereiche be- 

Will eine Gemeinde ihre Planungen und Ideen für die Zu- schränkt sind. Überall anders bleibt nur der Flächennut- 
kunft in einem Text zusammenfassen und gar noch auf einer zungsplan als Möglichkeit der Einwirkung. 
Karte festlegen, was wo entstehen oder erhalten werden soll, 
so stellt sie einen Bauleitplan auf (bzw. ändert ihn, wenn er 
schon besteht und nun neue Uberlegungen Eingang finden 
sollen). Dort werden die Grenzen der Baugebiete oder Grün- 
flächen genauso wie die jeweilige Art der Bebauung wie Ge- 
werbegebiete, Wohngebiete bis hin zur Bauweise der Häuser 
festgelegt, in den Flächen auflerhalb können Acker, Wiesen, 
Gewässer oder Wald dargestellt und damit gesichert werden. 
Bauleitpläne dienen nicht nur den Bauten, in ihnen kann 
auch vieles andere festgelegt werden vom Hochwasserschutz 
bis zur Abfallentsorgung. Ebenso kann auch Naturschutz 
Teil des Planes sein - nicht nur in der Weise, daß neue Bauge- 
biete oder anderes auf die Natur Rücksicht nehmen. Sehr 
wohl sind auch Anpflanzungen vom Busch bis zum Fassa- 
dengrün vorschreibbar, Nutzungsformen in Wald und Land- 
wirtschaft können im Plan erscheinen. 

Es ist zwischen zwei verschiedenen Arten von Bauleitplänen 
zu unterscheiden, die beide auf Gemeindeebene erstellt wer- 
den. „Vorbereitender Bauleitplan" ist der Flächennutzungs- 
plan mit den Festlegungen der Parzellengrenzen, Abgrenzun- 
gen zwischen bebauter und unbebauter Fläche, den Flächen- 
nutzungen usw. „Verbindlicher Bauleitplan" schließlich ist 
dann aber erst der Bebauungsplan, der genau die Art der 
Nutzung auf einer Fläche, Bauformen oder auch standortge- 
nau bestimmte Bauten, Pflanzungen usw. vorschreiben 
kann. Beide Pläne haben zum Teil die gleiche Wirkung: 

Die Gemeinde bindet sich selbst, d.h. sie kann nicht selbst 
irgendwo in anderer Form als im Plan tätig werden und 
auch nicht anderen eine Genehmigung dazu geben. Das ist 
schon viel! 

Dann aber gibt es einen Unterschied: 

- Der Flächennutzungsplan trifft zwar zur gesamten Fläche 
der Gemeinde eine Aussage (und das ist gerade für den 
Naturschutz von grofler Bedeutung), aber er ist nicht 
direkt wirksam. Mit keinem rechtlichen Mittel kann die 
Darstellung auf dem Plan direkt in die Wirklichkeit um- 
gesetzt werden, höchstens über ganz andere Programme. 
Unmöglich geworden sind aber neue Abweichungen vom 
Planinhalt, sofern diese genehmigungspflichtig sind. Und: 
Der zweite Plan wird aus diesen1 entwickelt - auch daher 
kommt schließlich eine entscheidende Wirkung! 

- Der Bebauungsplan hat dagegen die viel stärkere Bin- 
dung. Zum einen können sogar Handlungsgebote erlas- 
sen werden. 2.B. Pflanzgebote, die ausgeführt werden 
müssen. Zum anderen darf niemand mehr auf einer im 
Bebauungsplan erfassten Fläche etwas anderes tun als 
dargestellt (er darf höchstens nichts tun!). Eine andere als 
die dargestellte Nutzung ist nicht möglich (allerdings ach- 
ten darauf die Gemeinden oft gar nicht. .  . aber das wäre 

- - 

Naturschutz hat immer Schwierigkeiten, ein Mittel der 
Durch- und Umsetzung zu finden, auch wenn es oft schon an 
der umfassenden Planung mangelt. Das Mittel der Schutzge- 
biete ist höchst zweifelhaft und bezieht sich bei den wirksa- 
men Schutzkategorien nur auf einzelne Flächen. Andere 
Möglichkeiten können Flurbereinigungsverfahren sein, die 
dem Naturschutz dienen. Einzige flächendeckende und all- 
gegenwärtige Möglichkeit aber ist die Bauleitplanung, die 
mit dem zentralen Instrument des Naturschutzes nach dem 
Gesetz, der Landschaftsplanung, ja auch eng gekoppelt ist. 
Daher lohnt sich das Engagement dort. Bei jeder Anderung 
oder Neuaufstellung sollte der Naturschutz Augen und Oh- 
ren offenhalten, o b  nicht wieder Natur „den Bach runter- 
geht" oder aber Naturschutzplanungen endlich aufgenom- 
men werden können. Wo ein Bauleitplan nicht dem notwen- 
digen Stand entspricht, muß auf Anderung gedrängt werden. 
Was in den Bauleitplänen enthalten ist, hat Bedeutung! 

4.2 Die gesetzlichen Grundlagen 

Für die Bauleitplanung gibt es nur einen rechtlichen Hinter- 
grund: Das Baugesetzbuch mit zugehörigen Verordnungen. 
Es faßt seit dem 1. Juli 1987 alle Planungen für Bebauung 
und Flächennutzung der Gemeinden zusammen. Neben 
diesem muß allein noch das Naturschutzgesetz mit seinen 
Zielen beachtet werden, denn es gilt (soll gelten . . . ) ja für 
alle Planungen! 

Leider ist der rechtliche Rahmen in den 1990er Jahren, meist 
unter dem Vorwand der Wohnungsnot und der Auf- 
schwungsicherung für Ostdeutschland, erheblich verschlech- 
tert worden. Die inhaltlichen Anforderungen wurden zwar 
kaum verringert, d.h. der Natur- und Umweltschutz ist wei- 
ter zu beachten. Im Verfahrensablauf wurden jedoch viele 
Möglichkeiten untergebracht, die Beteiligungsrechte von 
Behörden, Verbänden und Bürgern einzuschränken. Sehr 
kurze Fristen für Stellungnahmen sowie Ausnahmeregelun- 
gen, nach denen verschiedene Planungsfehler keine Folgen 
haben, sind über das Gesetz zur Erleichterung von Investi- 
tionen und der Ausweisung und Bereitstellung von Wohi-i- 
bauland geschaffen worden. Letztendlich stellt das eine Ent- 
Demokratisierung des Bebauungsverfahrens dar. 

Eine kleine Ubersicht zeigt, was im Baugesetzbuch enthal- 
ten ist: 

Paragraph 1: 
Allgemeine Grundsätze der Bauleitplanung; hier findet sich 
unter anderem eine Liste der Ziele, unter denen auch der 
Naturschutz zu finden ist. Wichtig ist die Anpassungspflicht 
an die Raurnordnungspläne, aus denen heraus die Bauleit- 
pläne zu entwickeln sind. 
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Planung und Umsetzung 

Paragraph l a  und 2a: 
Diese beiden Paragraphen sind recht neu und regeln die Be- 
lange des Natur- und Umweltschutzes in der Bauleitpla- 
nung. Im l a  geht es um die Abwägung, womit das Bauge- 
setzbuch selbst zur Rechtsgrundlage der Eingriffsregelung 
und Abwägung wird. Verdeutlicht wird das durch den 
gleichzeitig ins Bundes-Laturschutzgesetz neu aufgenom- 
menen S 21, der dort klarstellt, dass das BauGB die Rechts- 
grundlage auch für den Xaturschutz in der Bauleitplanung 
ist (siehe Kap. 4.3).  

Paragraph 2: 
Klärung der Zuständigkeiten. 

Paragraphen 3 und 4: 
Ein wichtiger Paragraph ist der dritte. In ihm sind die For- 
men der Bürgerbeteiligung festgelegt. Jeder, ob betroffen 
oder nicht, kann Einwände und Ideen einbringen. O b  diese 
durchkommen, wird aber auch davon abhängen, wieweit 
diese Ideen zudem im politischen Raum und in der Öffent- 
lichkeit vertreten werden. 

Der Paragraph 4 regelt die Beteiligung der sog. Träger öf- 
fentlicher Belange, also der Fachbehörden und Ämter. In ei- 
nigen Bundesländern werden die nach $ $  58 bis 60 BNat- 
SchG anerkannten Naturschutzverbände genauso behan- 
delt. Darauf sollte auch gedrängt werden. 

Durch das Wohnbau-Erleichterungsgesetz sind die Träger öf- 
fentlicher Belange gezwungen, innerhalb eines lMonats ihre 
Stellungnahme abzugeben, sobald die Gemeinde erklärt, der 
Bebauungsplan diene der Befriedigung dringenden Wohnbe- 
darfs. Belange, die innerhalb dieses Zeitraumes nicht vorge- 
bracht werden, müssen auch nicht berücksichtigt werden. 

Statt dieser lMonatsfrist kann auch ein Anhörungstermin 
ausreichen. Dort kann ein Träger öffentlicher Belange eine 
anschließende zweiwöchige Bearbeitungsfrist verlangen. 

Paragraphen 5 bis 7: 
Der Flächennutzungsplan ist der „vorbereitende Bauleit- 
plan", d.h. hier regelt die Gemeinde für ihr gesamtes Gebiet 
grob die Nutzungen. Die Festlegung ist bereits parzellen- 
scharf, es fehlen aber noch detaillierte Festlegungen 2.B. 
über die Form der Bauten usw. Der Flächennutzungsplan ist 
für den Naturschutz der wichtigere, auch wenn seine Festle- 
gungen nicht die gleiche rechtliche Wirkung haben. In den 
genannten Paragraphen finden sich Angaben zu Inhalt, 
Form und Aufstellung der F-Pläne. 

Paragraphen 8 bis 12: 
Eine stärkere Rechtswirkung geht vom Bebauungsplan aus, 
der aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln ist (damit 
wird dann auch der Flächennutzuiigsplan indirekt wirk- 
sam). Hier werden noch detailliertere Festlegungen insbe- 
sondere zu den Baugebieten gemacht. Das betrifft z.B. 
Dachformen, Bauabstände, Höhe der Gebäude usw., aber 
auch Pflanzgebote usw. In den Paragraphen sind Form und 
Inhalt beschrieben. 

Paragraph 13: 
Ein gefährlicher Paragraph. Lormalerweise bedeutet eine 
Veränderung eines schon bestehenden Planes die erneute um- 

fangreiche Beteiligung der Bürger und der Träger öffentlicher 
Belange. Davon kann aber abge\vichen \verden, lvenn es sich 
um eine Veränderung von .,geringer Bedeutung" handelt. 

Dieser Begriff ist im Paragraph näher beschrieben, bleibt 
aber der große Gummiparagraph des Baugesetzbuclies. 

Alle weiteren Paragraphen sind nur noch im Einzelfall wich- 
tig. Wer sich also beteiligen will, dort initmischen will, wo 
das Wichtige entschieden wird, der mui3 bis zum Paragra- 
phen 13 alles genau durchlesen. Um die dortigen Regelun- 
gen zu verstehen und für sich nutzen zu können, wird viel- 
leicht noch das Lesen eines klärenden Buches nötig sein. Es 
gibt viele Fristen, deren Lichtbeachtung bedeutet, daß alle 
Eingaben sinnlos sind - es sei denn, das Agieren in Politik 
und Öffentlichkeit auch außerhalb forinaler Wege ist der 
Normalfall 2.B. für eine Laturschutzgruppe. Wer überall 
drinsteckt, wird auch hier schnell ~ i n d  gezielt agieren. 

Paragraphen 14 bis 23: 
Regelungen zur Sicherung der Planung, z.B. ein Veräiide- 
rungsverbot usw. 

Paragraphen 24 bis 28: 
Regelt das Vorkaufsrecht der Gemeinde, d. h. die Gemeinde 
kann in bestimmten Fallen bevorzugt Flächenaufkäufe täti- 
gen. Das kann interessant sein. 

Das Vorkaufsrecht der Gemeinde ist durch das Wohnungs- 
bau-Erleichterungsgesetz auf alle Flache innerhalb geplan- 
ter Wohnflächen ausgedehnt. 

Paragraphen 29 bis 38: 
Hier steht, welche Bebauung dann zulässig ist, wenn ein 
Plan existiert, d. h. es wird geklärt, w ~ s  ..iin Sinne des Pla- 
nes" ist. Ebenso aber finden sich hier auch Angaben für die 
Zulässigkeit von Bauten auk'erhalb von Orten oder dem 
Geltungsbereich irgendwelcher Pläne. Das sind wichtige Pa- 
ragraphen für die Genehmigungsbehörden bzw. auch für die 
Argumentation seitens des Naturschutzes. Der S 35 regelt 
das Bauen im Xußenbereich. Hierüber sind viele der 
Schwarzbauten in der Landschaft zu „kippeng'. 

Das Wohnungsbau-Erleichterungsgesetz weicht auch die 
bisherigen Beschränkungen für ein Bauen im Außenbereich 
auf. Danach genügt die Vorgabe, neue Wohnflächen zu 
schaffen, um entweder bisherige Aufienbereiche in Bebau- 
ungspläne einzubeziehen oder auch ohne dieses 2.B. an 
Hofstellen bzw. bestehenden Gebäuden Erweiterungen und 
Neubauten vorzunehmen. Im Gesetzestext ist im besonde- 
ren ausgesagt, dass Belange des Landschaftsschutzes oder 
Aussagen des Landschaftsplanes solchen Vorhaben nicht 
entgegenstehen können. 

Paragraphen 39 bis 44: 
Regelungen für die Entschädigung hei nutzungsmindernden 
Beschränkungen. 

Paragraphen 45 bis 135: 
Hier werden viele Einzelgebiete der Bodenordnung geregelt 
von der Grundstücksumlegung über Grenzregelungen, Ent- 
eignung und Erschließung. 

Auch die Möglichkeiten der Bodenumlegung sind erwei- 
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tert. Die Umlegung stellt nun  ein uneingeschränktes In- 
strument zuIn Flächentausch dar. Grundbesitz in  einem 
entsprechenden Plangebiet bietet keine Handhabe  mehr, 
gegen irgendwelche Fehlentwicklungen vorzugehen, in- 
dem z. B. die Herausgabe des Grundstückes verweigert 
wird. Möglich bleibt jedoch immer noch, als Betroffener 
gegen jeden Verwaltungsakt Widerspruch einlegen und 
auch klagen z ~ i  können. 

Paragraphen 136 bis 191: 
Integriert in das Baugesetzbuch wurde das Städtebaurecht, 
das früher in einem eigenen Gesetz zu finden war. 

Paragraph 192 und weitere: 
Hier werden Zuständigkeiten und Verwaltungsvorschriften 
genannt sowie viele Details mehr, die im normalen Ablauf 
für den Naturschutz nur  wenig Bedeutung haben. 

4.3 Naturschutz in der Bauleitplanung 

Das Naturschutzgesetz mit seinen allgemeinen Grundsätzen 
gilt überall, auch in der Bauleitplanung. Damit sind auch die 
ökologischen Anspruche festgelegt. Allein dann kann eine 
Planung dem geltenden Ziel, die heimischen Lebensgemein- 
schaften der Tiere und Pflanzen dauerhaft zu schützen, ge- 
recht werden, wenn sie diese Grundsätze nicht als Anhängsel 
anderer Interessen oder auch als gleichberechtigter Anspruch 
neben vielen, sondern als Grundlage aller Uberlegungen 
überhaupt anerkennt. Wenn die klaren Ansprüche der Arten 
an  die Qualität, die Flächengrögen und die Zuordnung der 
Lebensräume erfüllt werden, kann das formulierte Ziel des 
Naturschutzgesetzes und jeder ethischen Uberzeugung er- 
reicht werden. Ein Bauleitplan wird somit dann seinen An- 
forderungen gerecht, wenn eine umfassende Untersuchung 
für den Naturschutz allen anderen Uberlegungen vorausge- 
gangen ist und ;iIs feste Gröge Berücksichtigung findet. 

Wer einen wirkungsvollen Naturschutz in die Bauleitpläne 
bringen will, kann nicht bei den Einzelpunkten stehen blei- 
ben. Es ist a n  der Zeit, dass Programme, die die längst vor- 
handenen ökologischen Erkenntnisse voll umsetzen, dor t  
eingebracht werden, w o  es nötig und sinnvoll ist. Die Bau- 
leitplanung ist ein solcher Ort .  

Auch das Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung 
berührt die Bauleitpläne. Die darin festgeschriebenen Min-  
destanforderungen müssen jedoch nicht eingehalten wer- 
den, wie in % 17 des Umweltverträglichkeitsprüfungsgeset- 
zes (UVPG) ausdrücklich festgeschrieben wird. Das ist eine 
Schwächung der rechtlichen Basis für eine umfassende 
Berücksichtigung des Naturschutzes in  der  Bauleitplanung. 
Allerdings reichen die Zielbestimmungen des Baugesetzbu- 
ches aus, um daraus die Notwendigkeit umfassender Unter- 
suchungen abzuleiten. Anders ist es nicht möglich, den 
Schutz der Tiere und Pflanzen sowie des Landschaftshaus- 
haltes einflieflen zu lassen. 

Neben den Zielen und Anforderungen des Naturschutzgeset- 
- zes, die auch für die Bauleitplanung gelten (wobei im Natur- 

schutzgesetz ein besonderer Paragraph das Verhältnis zur 
Bauleitplanung regelt und dort  bestimmt ist, dass im Nor- 

malfall die Festlegungen des Ka~igei r t~buches  inaßgebend 
sind), weist auch das Ka~igeser~hucli  ( R ~ L I C K )  selbst eine 
Ubersicht über die Ziele der Kauleitplai-iiiiig und dann spezi- 
ell der beiden Planarten (Flachennutzungsplan und Bebau- 
ungsplan) auf. Die Formulierungen sind mit den allgemeinen 
Zielen des Naturschutzgesetzes inhaltlich deckungsgleich. 

Das Gesetz zur Erleichterung von lnvestitionen und der Aus- 
weisung und Bereitstellung von Wohnbauland hat auch hier 
Einschränkungen gebracht. Danach wird über die Abwii- 
gung der  Naturschutzbelange nur  noch nach den Aus- 
führungen des Baugesetzbuches entschieden. 

Die Formulierungen im Baugesetzbuch und im Natur- 
schutzgesetz lauten im Einzelnen: 

BauGB $ 1  Abs. 5 und 6: 

(5) Die Bauleitpläne sollen eine nachhaltige stadtebauliche Ent- 
wicklung, die die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschützeii- 
den Anforderungen auch in Verantwortung gegenüber künftigen 
Generationen miteinander in Einklang bringt, und eine dem Wohl 
der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung gewahr- 
leisten. Sie sollen dazu beitragen, eine menschenwürdige Umwelt zu 
sichern und die natürlichen Lebensgrundlagen zu schützen und zu 
entwickeln, auch in Verantwortung für den allgemeinen Klima- 
schutz, sowie die städtebauliche Gestalt und das Orts- und Land- 
schaftsbild baukulturell zu erhalten und zu entwickeln. 

(6) Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 

1. die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeits- 
verhältnisse und die Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölke- 
rung, 

2. die Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Schaffung und Er- 
haltung sozial stabiler Bewohnerstrukturen, die Eigentums- 
bildung weiter Kreise der Bevolkerung und die Anforderungen 
kostensparenden Bauens sowie die Bevölkerungsentwicklung, 

3.  die sozialen und kulturellen Bedürfnisse der Bevölkerung, ins- 
besondere die Bedürfnisse der Familien, der jungen, alten und 
behinderten Menschen, unterschiedliche Auswirkungen auf 
Frauen und Männer sowie die Belange des Bildungswesens und 
von Sport, Freizeit und Erholung, 

4. die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 
der Umbau vorhandener Ortsteile, 

5. die Belange der Baukultur, des Denkmalschutzes und der Denk- 
malpflege, die erhaltenswerten Ortsteile, Strai3en und Plätze 
von geschichtlicher, künstlerischer oder städtebaulicher Bedeu- 
tung und die Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes, 

6. die von den Kirchen und Religionsgesellschaften des öffentlichen 
Rechts festgestellten Erfordernisse für Gottesdienst und Seel- 
sorge, 

7. die Belange des Umweltschutzes, einschliei3lich des Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege, insbesondere 
a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 

Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die 
Landschaft und die biologische Vielfalt, 

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von ge- 
meinschaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogel- 
schutzgebiete irn Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes, 

C) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine 
Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgüter und sons- 
tige Sachgüter, 

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Um- 
gang mit Abfällen und Abwässern, 

Bergstedt - Handbuch Angewandter Biotopschutz- 29. Erg.Lfg. 1110.5 1s 



Kechtliche Grundlagen von Eingriffsplanungen 
111-3 

Planung und Umsetzung 

f )  die Nirtciiiig eriieuerh,irer Energien sowie die sparsame und 
effii.ieiite i c~ i t7~11g VOII  Eiiergie, 

g)  clic Darstelliingeii voii L,indschaftsplänen sowie von sonsti- 
geil I'l.irieii, iiisheioiidere des Wasser-, Abfall- und Immissi- 
o~is~chiit~i-cclits, 

h )  die Erli,iltung der he\tmbglichen Luftqualität in Gebieten, in 
deneii die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von bin- 
denden Ke~clilusseii der Europäischen Gemeinschaften fest- 
gelegte11 Irrimrssioiisgre~izwerte nicht überschritten werden, 

i )  die Wechselwirkuiigei~ zwischen den einzelnen Belangen des 
LJniwelt~chut~es ii~icli den Buchstaben a, C und d,  

8. die Belange 
a )  der Wirtscli~ft, auch ihrer mittelständischen Struktur im In- 

teresse eiiicr verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung, 
I) )  der Land- und Forstwirtschaft, 
C )  der Ei-Iialtiiiig, Sicherung und Schaffung von Arbeitsplätzen, 
d )  des Post- lind Telekommunikationswesens, 
e )  der Versorguiig. irishesoridere mit Energie und Wasser, 
f )  der Sicherung von Rohstoffvorkommen, 

Y.  die Belange des I'ersoi~en- uiid Güterverkehrs und der Mobilität 
der Beviilkerutig, einschließlich des öffentlichen Personennah- 
verkehrs Lind des nicht motorisierten Verkehrs, unter besonde- 
rer Berucksichtigung eiiier auf Vermeidung und Verringerung 
von Verkehr a~isgerichteteli städtebaulichen Entwicklung, 

10. die Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes sowie der zi- 
vilen Anschlussnutzung von Militärliegenschaften, 

11. die Ergehriisse eines von der Gemeinde beschlossenen städte- 
baulichen Entwicklungsk«nzeptes oder einer von ihr heschlos- 
seneil sonstigen städtebaulichen Planung. 

In diesen Formulierungen stecken interessante Inhalte. Zum 
einen ist das die Erwähnung der Umwelt und der natürlichen 
Lebensgrundlagen. Gerade Letzteres muss verstanden wer- 
den als die Erhaltung der natürlichen Landschaftsprägung. 
Damit ist etwas verdeutlicht, was bereits hinter den Zielen 
des Naturschutzes im Allgemeinen steht, nämlich dass Na- 
turschutz nur dann gelingen kann, wenn das, was eine Land- 
schaft natürlicherweise auszeichnet, nicht durch den Men- 
schen verfälscht wird. Mit dieser Verfälschung werden nicht 
nur die Lebensgemeinschaft der Tiere und pflanzen vertrie- 
ben, sondern das gesamte landschaftliche System gefährdet. 

Naturschutz aber ist auch Wohl der Allgemeinheit, jeden- 
falls taucht er in allen Programmen und Willenserklärungen 
von Bürgern, Politikern und Parteien auf. Eine dem Wohl 
der Allgemeinheit entsprechende Bodenordn~ing ist unter 
anderem eine Bodenordnung im Sinne des Naturschutzes. 
Dass sie auch sozialgerecht sein muss, ist daneben eine den 
Naturschutz am Rande auch betreffende weitere Bindung, 
die seinem Ziel aber nicht entgegensteht. Sie schreibt vor, 
dass auch Naturschutz keine Härten für Grundeigentümer 
schaffen darf. Es muss vielmehr Ziel sein, Landwirte, Ein- 
wohner am Ort  usw. ideell für den Naturschutz zu gewin- 
nen, aber auch materielle Nachteile auszugleichen, die 
durch den Naturschutz entstehen. Sozialgerechtigkeit darf 
keine Abstriche am Naturschutz nach sich ziehen, sondern 
führt zu einer die Menschen einbindenden Umsetzung der 
Naturschutzziele. 

Zum anderen ist im zitierten Paragraphen 1 des Baugesetz- 
buches das Wort „entwickelil" ein deutlicher Hinweis auf 
die Notwendigkeit der Naturschutzplanung. Es kann nicht 
mehr allein Ziel sein, das Vorhandene zu schützen, denn das 

reicht nicht mehr. Es muss der Entwurf in die Zukunft ge- 
lingen - und genau das setzt eine umfassende Naturschutz- 
planung voraus. 

4.3.1 Abwägung der Naturschutzbelange in der 
Bauleitplanung 

Die Abschnitte 4.3.1 (teilweise), 4.3.3 sowie 4.3.4 stammen 
aus der Schrift „Leitfaden Naturschutz und Bauleitpla- 
nung" des Minzsteriums für Umwelt im Saarland. Sie kann 
beim MfU,  Ref. für Öffentlichkeitsurbeit, Keplerstr. 18, 
66117 Saarbrücken oder über das lnternet (www.umwe1t. 
saarland.de) bestellt werden. Die Texte tuurden redaktionell 
angepasst. 

Der anschließende Absatz 7 des S 1 fordert die Abwägung 
aller Belange untereinander: 

(7)  Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die offentlichen und pri- 
vaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen. 

Hinsichtlich der Belange von Natur- und Umweltschutz 
wird diese Abwägung im !$ l a  des BauGB noch näher präzi- 
siert. Dabei wird klargestellt, dass diese Regelungen des 
BauGB die Rechtsgrundlage der Abwägung sind und nicht 
das Bundesnaturschutzgesetz. 

D l a  
Ergänzende Vorschriften zum Umweltschutz 

( I )  Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die nachfolgenden 
Vorschriften zum Umweltschutz anzuwenden. 

(2) Mit Grund und Boden soll sparsarn und schonend umgegangen 
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen Inan- 
spruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Möglichkei- 
ten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wieder- 
nutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maß- 
nahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie Bodenversiegelun- 
gen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Landwirtschaftlich, als 
Wald oder für Wohnzwecke genutzte Flächen sollen nur im notwen- 
digen Umfang umgenutzt werden. Die Grundsätze nach den Sätzen 
1 und 2 sind nach $ 1 Abs. 7 in der Abwägung zu berücksichtigen. 

(3) Die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in $ 1 Abs. 6 Nr. 7 
Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen (Eingriffsregelung nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz) sind in der Abwagung riach S 1 Abs. 7 
zu berücksichtigen. Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstel- 
lungen und Festsetzungen nach den SS 5 und 9 als Flachen oder 
Maßnahmen zum Ausgleich. Soweit dies mit einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung so- 
wie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar ist, 
können die Darstellungen und Festsetzungen auch an anderer Stelle 
als am Or t  des Eingriffs erfolgen. Anstelle von Darstellungen und 
Festsetzungen können auch vertragliche Vereinbarungen nach 5 11 
oder sonstige geeignete Maßnahmen zuin Aiisgleich auf von der Ge- 
meinde bereitgestellten Flächen getroffen werden. Ein Ausgleich ist 
nicht erforderlich, soweit die Eingriffe bereits vor der planerischen 
Entscheidung erfolgt sind oder zulässig waren. 

(4) Soweit ein Gebiet im Sinne des S 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b in 
seinen für die Erhaltungsziele oder den Schutzzweck maßgeblichen 
Bestandteileii erheblich beeinträchtigt werde11 kann, sind die Vor- 
schriften des Bundesnaturschutzgesetzes über die Zulässigkeit und 
Durchführung von derartigen Eingriffen einschließlich der Einho- 
lung der Stellungnahme der Kommission anzuweiiden. 
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Wenn im Zuge einer Bauleitplanung naturschutzfachliche 
Aussagen vorliegen in Form von Gutachten, Plänen usw., ist 
die Abwägung der entscheidende Planungsschritt, bei dem 
Naturschutzaspekte verwirklicht werden können oder unter 
die Räder gelangen. 

Anforderungen an die sachgerechte Abwägung 

Wesensbestandteil jeder Planung ist die Abwägung der 
berührten Belange. Das Bundesverwaltungsgericht hat wie- 
derholt entschieden, dass sich das Gebot, die von einer Pla- 
nung berührten öffentlichen und privaten Belange gegenein- 
ander und untereinander gerecht abzuwägen - unabhängig 
von einer gesetzlichen Fixierung - aus dem Wesen einer 
rechtsstaatlichen Planung ergibt und dementsprechend all- 
gemein gilt. Das Bundesverwaltungsgericht hat auch eine 
exakte Beschreibung und genaue Analysen des Planungs- 
Vorgangs und seiner verschiedenen Elemente entwickelt, die 
inzwischen Allgemeingut der Rechtssprechung sind und als 
Handlungs- und Kontrollrnaßstab prinzipiell anerkannt 
werden (vgl. z.B. Bundesverwaltungsgericht 59,87). Danach 
vollzieht sich die Abwägung in drei Phasen: 

Der Ermittlungs- und Feststellungsvorgang 

Der Planungsträger muss sich zunächst über die im konkre- 
ten Fall betroffenen öffentlichen und privaten Interessen 
klar werden, er muss sie ermitteln und feststellen. Das Bun- 
desverwaltungsgericht hat diesen Vorgang als ,,Zusammen- 
stellung des Abwägungsmaterials" bezeichnet. 

Der Bewertungsvorgang 

Dem Vorgang der Ermittlung der Belange folgt der Vorgang 
der Gewichtung, der Bestimmung des objektiven Inhalts 
und des Gewichts der Belange, das Erkennen der Konse- 
quenzen, die sich bei Bevorzugung oder Zurückstellung ein- 
zelner Belange ergeben würde. 

Der eigentliche Abwägungsvorgang 

In der dritten Phase findet die eigentliche Abwägung statt, 
mit der ein Ausgleich zwischen harmonierenden und gegen- 
läufigen Belangen hergestellt wird. Es geht dabei um die ei- 
gentliche planerische Entscheidung, welche Belange zurück- 
gesetzt und welche vorgezogen werden werden sollen. Für 
diese Entscheidung ist der Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit begrenzender Maßstab. 

Das Abwägungsmaterial ist im Erläuterungsbericht 1 in der 
Begründung darzulegen, die Schritte und Ergebnisse der 
Abwägung sind zu dokumentieren. 

Die Zusammenstellung des Abwägungsmaterials erfordert 
sowohl die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange an 
der Bauleitplanung ( S  4 BauGB) als auch die der Bürger. 

Der Ermittlung und Feststellung der privaten Belange dient 
insbesondere die Beteiligung der Bürger an der Bauleitpla- 
nung (s  3 Abs. L BauGB). So hat die Gemeinde die allgemei- 
nen Ziele und Zwecke der Planung öffentlich darzulegen 
und allgemein Gelegenheit zur Außerung und zur Erörte- 
rung zu geben. Darüber hinaus hat sie die Entwürfe der 
Bauleitpläne auf die Dauer eines Monats öffentlich auszule- 
gen (s 3 Abs. 2 BauGB). 

Welche öffentlichen Belange sind in die Planung einzustellen? 

Der Begriff des öffentlichen Belarigs ist wcit zu ziehen. Er 
bezieht sich auf alle öffentlichen Iiiteressen, die sich auf Art 
und Intensität der Bodennutzung innerh~lb  des Planungs- 
raums auswirken. Aufgabe der B a ~ l e i t p l ~ ~ i i ~ i n g  ist es, eine 
geordnete städtebauliche Entwicklung und eine dein Wohl 
der Allgemeinheit entsprechende sozial gerechte Bodennut- 
zung zu gewährleisten und dazu beizutragen, eine rnen- 
schenwürdige Umwelt zu sichern ( S  I Abs. 5 BauGB). Die 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne insbesondere zu 
berücksichtigenden Belange sind in S 1 und S l a  BauGB ge- 
nannt. Keinem der dort genannten Belange kommt jedoch 
ein genereller Vorrang zu. 

Naturschutzfachliche Belange in der Abwägung 

Den Belangen von Naturschutz und Landschaftspflege 
kommt in der Abwägung ein erhebliches Gewicht zu, je- 
doch ohne dass sie einen generellen Vorrang vor anderen Be- 
langen hätten. Zu berücksichtigen sind in der Gesamtabwa- 
gung regelmäßig folgende Sachverhalte: 

- Art, Größe und Schwere der Eingriffe in Natur und Land- 
schaft (Eingriffsregelung) 

- Inwertsetzung der Eingriffe zu Ausgangszustand von Na- 
tur und Landschaft und zu den Zielen von Naturschutz 
und Landschaftspflege 

- Ausgleichbarkeit der Eingriffe, Wiederherstellbarkeit der 
Naturgüter 

- Bewertung der Wirkungen der Vermeidungs-, Minimie- 
rungs- und Ausgleichsmaßnahmen auf Natur und Land- 
schaft und Auswirkungen auf andere öffentliche Belange 

- vorhandene Alternativen bezüglich des Planungszieles 
und deren Auswirkungen auf Natur und Landschaft und 
auf andere betroffene Belange, Vergleich der Alternativen 
und Bewertung 

- Gesamt-Gewichtung der Naturschutzbelange im Verhält- 
nis zu anderen öffentlichen und privaten Belangen 

- Verhältnismäßigkeit von Eingriff und Nutzen der Planung 

Ein erhöhter Begründungsbedarf ergibt sich insbesondere, 
wenn nur eine Teilkompensation gesichert wird oder wenn 
Darstellungen oder Festsetzungen schwerwiegende Ein- 
griffe zur Folge haben und deren Vermeidung zurückgestellt 
wurde zugunsten anderer Belange. 

Mindestanforderungen aus Naturschutzsicht an die Abwä- 
gung (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) 

Folgende Belange sind in die Abwägung einzustellen: 

- bewerteter Ausgangszustand von Natur und Landschaft 
- zu erwartende erheblichelnachhaltige Eingriffe in Natur 

und Landschaft 
- Vermeidungs-, Minimierungs- und Ausgleichsmaßnah- 

men 
- Vor- und Nachteile von Alternativen 
- Wird eine Voll-Kompensation erreicht? (Wie wirken sich 

die AusgleichsmaiSnahmen auf Natur und Landschaft und 
andere betroffene Belange aus?) 

Die teilweise Zurückstellung der Naturschutzbelange ist 
nur zugunsten anderer wichtiger Belange zulässig (v.a. Be- 

Bergstedt - Handbuch Angewandter Biotopschutz - 29. Erg.Lfg. 11/05 17 



Rechtliche Grundlagen von Eingriffsplanungen 
111-3 

Planung und Umsetzung 

lange ndch $ 1 Abc. 5 B'iuGB). In diesem Fall sind diese Be- 
lange zu ermitteln und derer1 Vorrang zu begrunden. 

Rechts- und Abwägungsfehler 

Ein RechtsverstoO liegt i r i  folgenden Fällen vor und führt 
zur Nichtigkeit des je\\leiligeri Plans: 

- Festsetzungen widersprechen den Vorschriften einer gül- 
tigen Scl~~it~gehiets-Verordnung nach Naturschutzrecht 
(NSG, LSG, (;12K) 

- Festsetziiiigeii tuhreii LLI erheblichen Beeinträchtigungen 
von pa~~sclial gescliiitztci~ Biotopen nach S 25 SNG (Saar- 
Iändisclici Nnt~irschiitzgesetz) 

- Die Plniiiiiig mreiclit i i i  ihren Darstellungen oder Festset- 
zungen voii dcn Zielen der Raumordnung und Landespla- 
nung ab ('.H. Wider\priicli zu Aussagen der aktuellen 
Landeseiit~vickli11ig\1~I~i1ie). 

- Einem F ~ a c h e i i i i i i t ~ ~ i i i g ~ p ~ ~ i ~  liegt kein Landschaftsplan 
bzw. einciii Rchaiiuiig\pl,in kein grünordnerischer Pla- 
nungsheiti-,ig ~~igriiiicie. 

Die Abwig~iiig i \ r  gerichtlich dahingehend prüfbar, 

- ob eine Ahw;igiiiig ~iI>erli,iiipt stattgefunden hat, 
- ob in die I - \ ~ M . , I ~ I I I I ~  ,ille belange eingestellt worden sind, 

die nach Lage der 1)iiige liitteii eingestellt werden müssen, 
- ob die Bedeutung der hetroffenen Belange erkannt wor- 

den ist und 
- ob der ilusgleich 7wischen den von der Planung betroffe- 

nen öffentlichen lind privaten Belangen in einer Weise 
vorgenommen worden ist, die zur objektiven Gewichtung 
einzelner Belange iiii Verhältnis steht. 

Ein Abwägungsdefizit besteht in folgenden Fällen: 

- Naheliegende Alternativen sind nicht beachtet worden. 
- Betroffene Belange und deren Erheblichkeit sind überse- 

hen worden. 
- Eine Bestandsaufnahme von Vegetation und Fauna wurde 

nicht durchgeführt. 
- Das Abwägungsmaterial besteht aus veralteten Daten, 

aufgrund derer der entsprechende Belang nicht richtig ge- 
wichtet wurde. 

- Der Plan setzt sich nicht mit den Aussagen des vorhande- 
nen Landschaftsplanes auseinander. 

Eine Abwägungsfehleinschätzung liegt vor, 

- wenn bestimmte Belange ohne Begründung anderen vor- 
gezogen werden. 

- wenn bestimmte Belange nicht mit der ihnen zukommen- 
den Bedeutung in die Abwägung eingehen. 

- wenn stark flachenverbrauchende Festsetzungen getrof- 
fen werden, obwohl flächensparsame Alternativen vor- 
handen sind. 

- wenn das Ausmaß eines Eingriffs nicht erkannt und die 
Ausgleichbarkeit falsch eingeschätzt wird. 

- wenn zum Ausgleich offensichtlich ungeeignete Maßnah- 
men festgesetzt werden. 

Abwägungsdefizite und -fehleinschätzungen, die auf das 
Abwagungsergebnis Einfluss haben, führen zur Fehlerhaf- 
tigkeit der Planung und sind daher beachtlich, sofern sie von 

betroffenen Bürgern oder Trägern öffentlicher Belange gel- 
tend gemacht werden. Nachbesserungen sind erforderlich. 
Die Beachtlichkeit von Verfahrens- und Formvorschriften ist 
in den S S 214 und 215 BauGB geregelt. 

4.3.2 Umweltziele in der Bauleitplanung 

5 L 
Aufstellung der Bauleitpläne 

(1)  Die Bauleitpläne sind von der Gemeinde in eigener Verantwor- 
tung aufzustellen. Der Beschluss, einen Bauleitplan aufzustellen, ist 
ortsüblich bekannt zu machen. 

(2)  Die Bauleitplane benachbarter Gemeinden sind aufeinander ab- 
zustimmen. Dabei können sich Gemeinden auch auf die ihnen 
durch Ziele der Raumordnung zugewiesenen Funktioiien sowie auf 
Auswirkungen auf ihre zentralen Versorguiigsbereiche berufen. 

(3) Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind die Belange, die für die 
Abwägung von Bedeutung sind (Abwägungsrnaterial), zu ermitteln 
und zu bewerten. 

(4)  Fur die Belange des Umweltschutzes nach S 1 Abs. 6 Nr. 7 und 5 
l a  wird eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die voraussichtli- 
chen erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt werden und in 
einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden; die Anlage 
zu diesem Gesetzbuch ist anzuwenden. Die Gemeinde legt dazu für 
jeden Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad 
die Ermittlung der Belange für die Abwägung erforderlich ist. Die 
Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wis- 
sensstand und allgemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach 
Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleitplans angemessenerweise 
verlangt werden kann. Das Ergebnis der Umweltprüfu~lg ist in der 
Abwägung zu berücksichtigen. Wird eine Umweltprüfung für das 
Plangebiet oder für Teile davon in einem Raumordnungs-, Flächen- 
nutzungs- oder Bebauungsplanverfahren durchgefuhrt, soll die 
Umweltprufung in einem zeitlich nachfolgend oder gleichzeitig 
durchgeführten Bauleitplanverfahren auf zusätzliche oder andere 
erhebliche Umweltauswirkungen beschrankt werden. Liegen Land- 
schaftspläne oder sonstige Pläne nach $ 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g 
vor, sind deren Bestandsaufnahmen und Bewertungen in der Um- 
weltprüfung heranzuziehen. 

S 2a 
Begründung zum Bauleitplanentwurf, Umweltbericht 

Die Gemeinde hat im Aufstellungsverfahren dem Entwurf des Bau- 
leitplans eine Begrundung beizufügen. In ihr sind entsprechend 
dem Stand des Verfahrens 

1. die Ziele, Zwecke und wesentlichen Auswirkungen des Bauleit- 
plans und 

2. in dem Umweltbericht nach der Anlage zu diesem Gesetzbuch die 
auf Grund der Umweltprüfung nach S 2 Abs. 4 ermittelten und 
bewerteten Belange des Umweltschutzes 

dar~ulegen. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der 
Begründung. 

Anlage (zu S 2 Abs. 4 und $ 2a)  

Der Umweltbericht nach S 2 Abs. 4 und S 2a Satz 2 Nr. 2 besteht 
aus 

1. einer Einleitung mit folgenden Angaben: 
a )  Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des Bau- 

leitplans, einschließlich der Beschreibung der Festsetzungen 
des Plans mit Angaben über Standorte, Art und Umfang sowie 
Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben, und 
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b) Darstellung der in einschlagigen Fachgesetzen und Fachplänen 
festgelegteti Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan 
v o n ~ e d e u t u n g  sind, und der Art, wie diese Ziele und die Um- 
weltbelangi: bei der Aufstellung berücksichtigt wurden, 

2. einer Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen, 
die in der Umweltprufung nach S  2 Abs. 4 Satz 1 ermittelt wur- 
den, mit Angaben der 
a )  Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen 

Umweltzustands, einschließlich der Umweltmerkmale der Ge- 
biete, die voraussichtlich erheblich beeinflusst werden, 

b)Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei 
Durchführung der Planung und bei Nichtdurchfuhrung der 
Planung, 

C )  geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und 
zum Ausglrich der nachteiligen Auswirkungen und d )  in Be- 
tracht kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten, 
wobei die Ziele und der räumliche Geltungsbereich des Bau- 
leitplans zu berücksichtigen sind, 

3. folgenden zusätzlichen Angaben: 
a )  Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten 

technischen Verfahren bei der Umweltprüfung sowie Hinweise 
auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der Anga- 
ben aufgetreten sind, zum Beispiel technische Lücken oder feh- 
lende Kenntnisse, 

b) Beschreibung der geplanten Magnahmen zur Überwachung 
der erheblichen Auswirkungen der Durchführung des Bauleit- 
plans auf die Umwelt und 

C)  allgemein verstandliche Zusammenfassung der erforderlichen 
Angaben nach dieser Anlage. 

BNatSchG $ 21: 
s 21 

Verhältnis zum Baurecht 

(1) Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder 
Aufhebung von Bauleitplänen oder von Satzungen nach 5  34 Abs. 4 
Satz 1 Nr. 3 des Baugesetzbuchs Eingriffe in Natur und Landschaft 
zu erwarten, ist über die Vermeidung, den Ausgleich und den Ersatz 
nach den Vorschriften des Baugesetzbuchs zu entscheiden. 

(2)  Auf Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen nach S 30 des 
Baugesetzbuchs, während der Planaufstellung nach 5  33 des Bau- 
gesetzbuchs und im Innenbereich nach s 34 des Baugesetzbuchs 
sind die 5 %  18 bis 20 nicht anzuwenden; S  29 Abs. 3 des Baugesetz- 
buchs bleibt unherührt. Für Vorhaben im Außenbereich nach S 35 
des Baugesetzbuchs sowie für Bebauungspläne, soweit sie eine 
Planfeststellung ersetzen, bleibt die Geltung der Vorschriften über 
die Eingriffsregelung unberührt. 

(3)  Entscheidungen über Vorhaben nach 5  35 Abs. 1 und 4 des Bau- 
gesetzbuchs und uber die Errichtung von baulichen Anlagen nach 
S 34 des Baugest:tzbuchs ergehen im Benehmen mit den für Natur- 
schutz und Landschaftspflege zuständigen Behörden. Äußert sich 
in den Fällen des S  34 des Baugesetzbuchs die für Naturschutz und 
Landschaftspflege zuständige Behörde nicht binnen eines Monats, 
kann die für-die Entscheidung zuständige Behörde davon ausgehen, 
dass Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege von dein 
Vorhaben nicht berührt werden. Das Benehmen ist nicht erforder- 
lich bei Vorhaben in Gebieten mit Bebauungsplänen und wahrend 
der Planaufstellung nach den SS 30 und 33 des Baugesetzbuchs und 
in Gebieten mit Satzungen nach $ 34 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 des Bauge- 
setzbuchs. 

--- Die genannten Ziele und Inhalte wiederholen sich in den 
Aufzählungen zum Flächennutzungsplan ( $  5) und zum Be- 
bauungsplan (!) 9). 

Ein Bauleitplan ist kein Naturschutzplan, sondern er soll 
die verschiedenen Ansprüche der Gesellschaft an den Raum 
zusammenfassen, d. h. so ordnen, daß die gesellschaftlichen 
Zielvorgaben erfüllt werden. Da der Bebauungsplan nur 
Teilgebiete insbesoiidere in den Orten abdeckt, kommt vor 
allem dem Flächennutzungsplan eine große Rolle zu. Der 
Naturschutz ist eine seiner gesellschaftlichen Zielvorgaben. 
Soll er erfüllt werden, müssen bestimmte Ansprüche an den 
Zustand der Landschaft gestellt werden, denn von ihnen 
sind Tiere und Pflanzen abhängig. Von besonderer Redeu- 
tung sind hierbei die Landschaftsfaktoren Wasser und 
Nährstoffe. Sie sind in der Landschaft nicht frei entwickel- 
bar, sondern abhängig von der jeweiligen Situation. Sollen 
also die Lebensbedingungen für Tiere und Pflanzen erhalten 
bleiben oder wieder geschaffen werden, so kann dieses nur 
geschehen, wenn ökologische Grundaussageti wie die land- 
schaftlichen Faktoren oder Größe, Qualität und Zuordnung 
von Lebensraum- und Nutzungsformen in der Weise in den 
Plan aufgenommen werden, wie dieses für ein Uberleben 
der Lebensgemeinschaften notwendig ist. Da landschaftli- 
che Verhältnisse nicht frei verschiebbar sind, müssen die 
landschaftliche Ausstattung und die Maßnahmen des Na- 
tur- und Umweltschutzes als Grundlage aller anderen Nut- 
zungsansprüche dienen. Andersherum: Die Iiiteressen des 
Menschen müssen sich der landschaftlichen Pragung und 
den Anforderungen des Schutzes von Tieren und Pflanzen 
anpassen. Dieses ist ohne weiteres möglich. 

Dem Flächennutzungsplan muss ein Entwurf der land- 
schaftlichen Entwicklung vorausgehen, wie er in diesem 
Buch beschrieben wurde. Dieser Entwurf enthält Angaben 
über: 

- Die landschaftliche Situation und daraus abgeleitet die 
jeweils in einem Gebiet zulässigen und anzustrebenden 
Nutzungs- und Lebensraumformen. 

- Die Lage von Kernbereichen, in denen die jeweils typi- 
schen Landschaftsfaktoren (Wasser, Nährstoffe u.ä.) am 
deutlichsten zu entwickeln sind. 

- Mögliche Bereiche für Kleinstrukturen. 

- Notwendige Saum- uiid Pufferzoneii um die Kernbereiche 
und Kleinstrukturen. 

- Strukturen zur Vernetzung der Lebensräume innerhalb 
der Bereiche gleicher, landschaftlicher Prägung. 

Daraus ergeben sich im Flächennutzungsplan klare Aussa- 
gen über: 

- Maßnahmen des Naturschutzes. 

- Festlegungen der landwirtschaftlichen Nutzungsform 
(Bewirtschaftungsformen). 

- Festlegungen zu forst- und wasserwirtschaftlichen Rege- 
lungen. 

- Ausschluss von Bebauungsgebieten und anderen Vorha- 
ben aus den gegen diese empfindlichen Räumen. 

- Hinweise zur Art der Bebauung o. ä., soweit diese schon 
im Flächennutzungsplan möglich sind. 
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Nur ein kleiner Teil der Maßnahmen erhält schon durch die 
Aufnahme in den Flächennutzungsplan bzw. die anschlie- 
ßende Ubernahnie in einen Bebauungsplan eine Wirkung. 
Fast immer wird die Gemeinde, wenn sie ihre „Willensent- 
scheidung F-Plan" in die Wirklichkeit umsetzen will, weitere 
Initiativen starten müssen, so z. B. Programme landwirt- 
schaftlicher Extensivierung, der Gestaltung von Lebensräu- 
men, der Einwirkung auf die Wasserwirtschaft usw. Dieses 
zu fordern, ist Aufgabe eines wachsamen Naturschutzes. 

Textliche Festlegungen im Flächennutzungsplan können die 
Gemeinde ein Stück dieses Weges bereits voranbringen. Das 
sollte versucht werden. 

4.3.3 Formale Vorgaben für die Aufnahme des Natur- 
schutzes in der Bauleitplanung 

Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz 

Die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung in der Bauleit- 
planung regelt $ 21 Bundesnaturschutzgesetz. Danach ist 
über Vermeidung, Ausgleich und Ersatz nach den Vorschrif- 
ten des Baugesetzbuches zu entscheiden, wenn auf Grund 
der Aufstellung, Anderung, Ergänzung oder Aufhebung von 
Bauleitplänen oder von Satzungen nach $ 34 Abs. 4 Nr. 3 
BauGB Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten sind. 
Näheres bestimmt $ l a  BauGB. 

Pflicht zur Vermeidung von Eingriffen 

Die Gemeinde hat gemäß dem naturschutzrechtlichen Ver- 
meidungsgebot ( $  l a  Abs. 3 BauGB) zu prüfen, in welchem 
Umfang die Darstellungen und Festsetzungen ihrer Bauleit- 
pläne zur Verwirklichung der gemeindlichen Planungsab- 
sichten tatsächlich erforderlich sind. Das naturschutzrecht- 
liche Vermeidungsgebot steht im sachlichen Zusammen- 
hang mit dem Grundsatz des $ l a  Abs. 2 BauGB, wonach in 
Bauleitplänen mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden soll und Bodenversiegelungen auf das 
notwendige Mai3 zu begrenzen sind. Demnach ist auch zu 
prüfen, ob das Planungsziel mit einem geringeren Eingriff in 
Natur und Landschaft erreicht werden kann. 

Ausgleich von unvermeidbaren Eingriffen 

Nach $200a Satz 1 BauGB ist festgelegt, dass der Begriff des 
Ausgleichs im Rahmen der Bauleitplanung sowohl natur- 
schutzrechtliche Ausgleichs- als auch Ersatzmagnahmen 
umfasst. 

Gemäß 5 l a  Abs. 3 BauGB kann der Ausgleich am Ort  des 
Eingriffs oder - soweit dies mit einer geordneten städtebau- 
lichen Entwicklung und den Zielen der Raumordnung so- 
wie des Naturschutzes und der Landschaftspflege vereinbar 
ist - auch an anderer Stelle als am Or t  des Eingriffs erfolgen. 
Die Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich können damit 
auf den Grundstücken, auf denen Eingriffe zu erwarten sind 
oder an anderer Stelle sowohl im sonstigen Geltungsbereich 
des Bebauungsplans als auch in einem anderen Bebauungs- 
plan durchgeführt werden ( $  9 Abs. l a  BauGB). Der Aus- 
gleich kann also auch über das Gemeindegebiet hinaus in 
Nachbargemeinden bzw. in einem anderen Landschafts- 
raum erfolgen. 

- 

Planung und Umsetzung 

Der Hinweis auf die Vereinbarkeit mit einer geordneten städ- 
tebaulichen Entwicklung bedeutet, dass der Ausgleich nicht 
ohne Berücksichtigung des Gesamtkonzeptes der Gemeinde 
und insbesondere nicht ohne Berucksichtigung bestehender 
Nutzungsansprüche erfolgen kann. Mit der geordneten städ- 
tebaulichen Entwicklung vereinbar sind z.B. naturschutz- 
fachliche Lösungen zum Aufbau eines ökologischen Ver- 
bundsystems zwischen dem Innen- und Außei~bereich. 

Gemäß $ 135a Abs. 2 Satz 2 BauGB können Maßnahmen 
zum Ausgleich bereits zeitlich vor den Baumaßnahmen 
durchgeführt werden. 

Sollen dauerhafte Eingriffe in Natur und Landschaft durch 
Maßnahmen auf von der Gemeinde bereitgestellten Flächen 
i.S. des $ l a  Abs. 3 BauGB ausgeglichen werden, muss die 
Gemeinde beim Satzungsbeschluss Eigentümerin der betref- 
fenden Flächen sein oder es muss in sonstiger Weise zumin- 
dest ein langfristiges Verfügungsrecht der Gemeinde über 
diese Flächen gesichert sein. 

Darstellungen und Festsetzungen zum Ausgleich 

Der Ausgleich der zu erwartenden Eingriffe erfolgt grund- 
sätzlich durch geeignete Darstellungen und Festsetzungen 
im Flächennutzungsplan bzw. Bebauungsplan. Weiterhin ist 
eine Zuordnung der Flächen und Magnahmen zum Aus- 
gleich zu den Eingriffsflächen im Flächennutzungsplan bzw. 
Bebauungsplan möglich. So können im Flächennutzungs- 
plan nach $ 5 Abc. 2a BauGB Flächen zum Ausgleich den 
Flächen, auf denen Eingriffe zu erwarten sind, ganz oder 
teilweise zugeordnet werden. 

Die Durchführung des Ausgleichs kann auch nach $ l a  Abs. 
3 BauGB - anstelle von Darstellungen und Festsetzungen - 
durch vertragliche Vereinbarungen gern& $ 11 BauGB ge- 
troffen werden. Im Ubrigen können geeignete Maßnahmen 
zum Ausgleich auf von der Gemeinde bereitgestellten 
Flächen getroffen werden (5 l a  Abs. 3 BauGB). Diese Maß- 
nahmen können den Grundstücken, auf denen Eingriffe zu 
erwarten sind, ganz oder teilweise zugeordnet werden ($  9 
Abs. l a  BauGB). 

Die Anpassungsverpflichtung an die Ziele der Raumord- 
nung gemäß $ 1 Abs. 4 BauGB stellt klar, dass der Ausgleich 
an anderer Stelle nicht einem förmlich festgelegten Ziel der 
Raumordnung widersprechen darf. 

Naturschutzbelange in der Abwägung 

Sind aufgrund eines Bauleitplans Eingriffe in Natur und 
Landschaft zu erwarten, so sind in der bauleitplanerischen 
Abwägung die Belange des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege nach s 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB i.V.m. $ l a  Abs. 
3 BauGB - konkretisiert um die in fj 21 BNatSchG genann- 
ten Elemente der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung - 
zu berücksichtigen. 

Eingriffsregelung im vorhabenbezogenen Bebauungsplan 

Es handelt sich bei einem Vorhaben- und Erschließungs- 
plan um einen Bebauungsplan, auf den die naturschutz- 
rechtliche Eingriffsregelung ohne Ausnahme anzuwenden 
ist. Da jedoch die ss  135 a bis c BauGB hier nicht anwend- 
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bar sind (S 12 Abs. 3 BauGB), ist der erforderliche Ausgleich 
oder die Ubernahme der Kosten für die Durchführung des 
Ausgleichs über einen städtebaulichen oder sonstigen Ver- 
trag vom Vorhabenträger zu regeln. Sofern im vorhabenbe- 
zogenen Bebauungsplan der Ausgleich nicht erbracht wer- 
den kann. kann die Gemeinde auch einen gesonderten Be- - 
bauungsplan hierfür aufstellen. Im Durchführungsvertrag 
ist die Kostenerstattung zu regeln. 

Bei Eingriffen, für die bereits eine rechtliche Grundlage be- 
steht, ist nach S l a  Abs. 3 Satz 4 BauGB kein Ausgleich zu 
erbringen. Die Prinzipien der Vermeidung und Minimie- 
rung von Eingriffen sind jedoch in jedem Falle anzuwenden. 

Gemeindeübergreifende Ausgleichskonzepte 

Der gesetzlichen Regelung in '$ l a  Abs. 3 Sätze 2 und 3 
BauGB liegt eine den Zielen des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege entsprechende landschaftsräumliche Be- 
trachtungsweise zugrunde, d.h. dass eine Gemeinde Aus- 
gleichsmaßnahmen z.B. auf eigenen Flächen, in einer 
Nachbargemeinde sowie eine mit der Nachbargemeinde 
gemeinsame Ausgleichsplanung betreiben kann. Um Kon- 
kurrenzsituationen bei der Sicherung der Ausgleichs- 
flächen auszuschließen, ist das Ausgleichskonzept mit den 
Nachbargemeinden abzustimmen. 

Im Zusammenhang mit der Flächenverfügbarkeit ist im 
Rahmen des gemeindlichen Ausgleichskonzepts eine vor- 
ausschauende Bodenpolitik von besonderer Bedeutung. 
Hier sind die Gemeinden, insbesondere in1 Hinblick auf die 
Durchführungspflicht nach S 135a Abs. 2 BauGB, gefordert, 
entsprechende Flächen zu erwerben. 

Gerade auch mit städtebaulichen Verträgen kann bei kon- 
kreten Vorhaben die Verfügbarkeit von Ausgleichsflächen 
frühzeitig sichergestellt werden. Bei entsprechender Ausge- 
staltung des städtebaulichen Vertrages kann auch eine lang- 
fristige Pflege und Entwicklung der Ausgleichsmaßnahme 
sichergestellt werden. 

Umweltbericht 

Sofern ein Bauleitplan nach Gesetz zur Umweltverträglich- 
keitsprüfung UVP-pflichtig ist oder die Zulässigkeit von 
WP-pflichtigen Vorhaben begründet, ist nach S l a  BauGB 
ein Umweltbericht in der Abwägung zu berücksichtigen, der 
eine Bewertung der ermittelten und beschriebenen Auswir- 
kungen eines Vorhabens auf die Umwelt enthält. Die zu 
berücksichtigenden Inhalte werden durch S 2a BauGB vor- 
gegeben. 

FFH- und Vogelschutzgebiete 

Wenn Beeinträchtigungen von Erhaltungszielen und 
Schutzzweck von Gebieten gemeinschaftlicher Bedeutung 
oder Europäischen Vogelschutzgebieten nicht ausgeschlos- 
sen werden können, ist in der Regel eine Verträglichkeit- 
sprüfung gemäß $ 35 BNatSchG durchzuführen. Wenn er- 
hebliche Beeinträchtigungen nicht ausgeschlossen werden 
können, so können Ausnahmemöglichkeiten nach S 34 Abs. 
4 und 5 BNatSchG geprüft werden. Sind diese auch nicht 
zutreffend, so kann der Plan nicht zugelassen werden. 

4.3.4 Problematik Bauen und Naturschutz 

Durch die stetige Ausweitung von Siedlungen in die freie 
Landschaft gehen insbesondere infolge der Erschließung 
neuer Wohn- und Gewerbegebiete immer mehr Flächen als 
Lebensraum für Pflanzen und Tiere, für natürliche Funktio- 
nen wie Bodenbildung und Grundwasseranreicherung und 
als Raum für Erholung verloren. Hinzu kommt aber auch 
die abnehmende Funktionalität des Innenbereichs der 
Städte und gerade der Dörfer selbst, vor allem als Lebens- 
raum für Pflanzen und Tiere. 

Hier öffnen sich zwei wichtige A~f~abenfelder,  zu denen die 
Bauleitplanung Wesentliches beitragen kann: Begrenzung 
der Ausweitung der Siedlungen in den Außenbereich sowie 
Sicherung und Verbesserung der ökologischen Qualität des 
besiedelten Innenbereichs. 

4.3.4.1 Flächenverbrauch für Siedlung und Gewerbe im 
Außenbereich 

Der Flächenverbrauch für den Ausbau von neuen Siedlungs-, 
Gewerbe- und Verkehrsflächen ist für den Naturschutz 
heute eines der größten Probleme. 

Nach einer Auswertung des Statistischen Bundesamtes wurde 
in der Bundesrepublik in den Jahren 1997 bis 2001 eine 
Fläche von 1887 km2 für Siedlungs- und Verkehrsflächen 
„verbraucht". Das entspricht einem Flächenbedarf von 
rund 15 m2 pro Sekunde oder anders ausgedrückt wird alle 
5 Jahre eine Fläche so groß wie das Saarland neu bebaut. 
Insgesamt sind bundesweit mittlerweile 12,3 Prozent der 
Bodenfläche (entspricht ca. 42 Milliarden m2) für Sied- 
lungs- oder Verkehrsflächen genutzt. 

Besonders kritisch ist hierbei, neben der direkten Beeinträch- 
tigung von Natur und Landschaft und der Zerstörung von 
Biotopen, der Verlust von siedlungsnahen Freiräumen in den 
Ballungsbereichen und der Zerschneidungseffekt bei größe- 
ren Lebensräumen durch den Ausbau von neuen Straßen. 

4.3.4.2 Ökologische Qualität der Siedlungen, Lebensqualität 

Von großer Bedeutung ist neben dem Schutz von Arten und 
Lebensgemeinschaften insbesondere im Interesse des Men- 
schen auch der Schutz der natürlichen Ressourcen Wasser, 
Boden, KlimaILuft sowie des Landschaftsbildes, da der 
Mensch auf diese Ressourcen angewiesen ist. Hinzu kommt, 
dass vor allem der Stadtbewohner, der die freie Landschaft 
nicht unmittelbar zur Verfügung hat, für Gesundheit und 
Wohlbefinden in seinem Lebensumfeld Räume zum Nutzen, 
Spielen, Gestalten, Ausruhen, Erholen, Naturbeobachten, 
für Bewegung und Kommunikation braucht. 

Die entsprechenden Ziele und Grundsätze sind in den Na- 
turschutzgesetzen von Bund und Ländern verankert. Da- 
nach sind Natur und Landschaft im besiedelten und unbe- 
siedelten Bereich aufgrund ihres Eigenwertes, als Lebens- 
grundlage des Menschen und als Voraussetzung für seine 
Erholung zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln. Grund 
dieses flächendeckenden Schutzauftrages sind u.a. die Er- 
kenntnisse über die vielfältigen Funktionen von Grünele- 
menten in der Siedlung. 

Bergstedt - Handbuch Angewandter Biotopschutz - 29. Erg.Lfg. 11105 20.1 



Rechtliche Grundlagen von Eingriffsplanungen 
111-3 

Planung und Umsetzung 

Grunflächen, die viele Funktionen gleichzeitig erfüllen kön- 
nen, stehen im besoridereri Interesse der Anwohner und 
iiutzer und sind deshalb leichter dauerhaft zu erhalten. 

Funktionen von Grünflächen und -Strukturen im besiedel- 
ten Bereich sind u.a.: 

Natürliche Bodenfunktionen 
Grui~dwasserni~reicherung 
Schndstotfputterung 
Nnhrstottbildurig, Stotfkreislaiif 
Erosiorisschutz 

Natürlicher \Vasserkreislauf 
\'ersickerung, \'erdunstung ~ o n  Niederschlag 
Regulation der Luttfeuchte 
Abflussregulation 

Klimatischer Ausgleich 
Kaltluft- und trischluftproduktioi~ und -transport 
Temperaturausgleich, t'euchtigkeitsregulation 
Luftreinhaltuiig, Staubbindurig, Windberuhiguiig 

Lebensraum für Pflanzen und Tiere 
Nahrungsraurn, Brut- uiid Laichplatz, Schlafplatz, LTberwi~ite- 
rungsraum, \'ersteck 
Biotopverbund mit der freien La~idschaft 

Erholung fur den Menschen 
Tagliche Erholung, Ausgleich, Wohlbeiinden 
Heirnat, Ideniitat 
Naturerfalirung, Beobachtu~ig Lon Tieren, Pflanzen, Vorgange11 

Erlebnisfunktion für den Menschen 
Sinnliche Wahrnehmung von naturlichen Farben, Formen, Licht, 
Gerauschen, Geruch, Jahreszeit 
Orientierung 

Wirtschaftliche Funktion 
Gesundheit der hlenscheri 
.Attraktivitat von OrtenIOrtsteilen fur Tourismus und Unterneh- 
mensaiisiedlurigeri 

Vor allein die nachfolgend angeführten Elemente erfüllen 
diese Funktionen und sind deshalb besonders schützenswert: 

- Einzelbäume, Baumreihen, Baumgruppen, Alleen (hoch- 
stämmig, standortgerecht, heimisch) 

- Obstbäume, Obstwiesen (Hochstämme) 
- Sträucher (standortgerecht, heimisch) 
- Hecken (Laubgehölze verschiedener heimischer Arten) 
- Wiesen 
- FlieRgewasser, Stillgewässer (naturnahes Bett, Ufer- 

gehölze, gute Krasserqualität) 
- Begrünte Mauern, Fassaden, Dächer 
- Trockene Offenlandbiotope (Gleisanlagen, Dämme, In- 

dustriebrachen, Trockenrasen, Binnendünen) 
- Parks, Friedhöfe 
- Garten (heimische Pflanzen, Strukturreichtum) 
- Ruderalfluren 

Die Bauleitplanung in Verbindung mit der Landschaftspla- 
nung ist eines der wichtigsten Instrumente zur dauerhaften 
Sicherung dieser Elemente und damit zur Sicherung der 
na~ürlichen Funktionen in der Siedlung. 

MaRgeblich für die Qualität von Siedlungen und Siedlungs- 

teilen ist neben der Ausstattung mit o.g. Elementen ein mög- 
lichst geringer Gesamtversiegelurigsgrad. 

4.3.4.3 Vorgaben aus Landesplanung und Städtebau 

Landesentwicklungspläne 

GemaR fj 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne - Flächennut- 
zungsplan und Bebauungsplan - den Zielen der Raum- 
ordnung anzupassen. Diese sind für das Saarland in den Lall- 
desentwicklungsplänen „Umwelt" und „SiedlungL' festge- 
legt1). Neben anderen Aussagen des LEP „Siedlung" ist die 
Festlegung von Zielen für die Wohnsiedlungstätigkeit von be- 
sonderer Bedeutung. So soll durch die schwerpunktmäi3ige 
Ausrichtung auf die zentralen Orte und die Siedlungsachsen 
städtebaulichen Fehlentu~icklurigen vorgebeugt, der Frei- 
raum mit seiileri ökologischeil Funktionen möglichst wenig 
beansprucht und der Verkehrsaufwand verringert werden. 

Kach den Zielen für die Siedlungsstruktur sind u.a. Sied- 
lungsflächen entsprechend dem von den Städten und Ge- 
meinden nachzuweisenden Bedarf unter Berücksichtigung 
der im LEP „Siedlung" festgelegten Wohneinheiten auszu- 
weisen. Dabei ist die Siedlui~gsentwickluilg schwerpunkt- 
mäRig auf die zentralen Orte und die Siedlungsachsen aus- 
zurichten. Bandartige bauliche Entwicklui~gen sind zu \er- 
meiden und vorhandene städtebauliche Fehlentwicklungen 
auf den Bestand zu begrenzen. Das SchlieRen von Baulücken 
in der bebauten Ortslage hat dabei Vorrang vor der Neuaus- 

von Baugebieten. Neue Baugebiete sind grundsätz- 
lich im bestehenden Siedlungszusammenhang auszuweisen. 
Der Abrundung der Ortslage ist prinzipiell Vorrang vor der 
Ausdehnung in den Außenbereich einzuräumen. 

Nach den Zielen der Wohnsiedlungstätigkeit sind in den 
Städten und Gemeinden, insbesondere in den zentralen Or-  
ten, in ausreichendem Umfang Wohnbauflächen gemän der 
Zielprojektion der Landesplanungsbehörde bereitzustellen. 
Sofern in den zentralen Orten aus ökologischen, bergbauli- 
chen, immissionsschutzrechtlichen oder sonstigen Gründen 
nicht in ausreichendem MaRe geeignete Wohnbauflächen 
zur Verfügung gestellt werden können, ist im Rahmen der 
Bauleitplanung zu prüfen, o b  in den Stadt-IGemeindeteileri 
des jeweiligen Nahbereichs geeignete Bauflächen zur Verfli- 
gung stehen. Diese alternative11 Ausweichflächen sind mit 
der Landesplanungsbehörde einvernehmlich abzustimmen. 

Bauflächeriausweisunge~l für die Eigerientwicklung sollen 
für jeden O r t  im Rahmen der Bedarfsvorsorge vorgenom- 
men werden, sofern der Eigeilentwicklungsbedarf nicht be- 
reits durch bestehende Baurechte (Baulucken) gedeckt wer- 
den kann. 

I )  Speziell für das Saarland gültige Landese~itwicklurigsplanung: 
Landesentwicklungspla~~ „Umwelt" des Saarlandes vom 18. De- 
zember 1979, zuletzt in der Fassung der 6 .  Ariderurig von1 
.i. März 1999 (Amtsblatt des Saarlandes S. 6971 
Lai~desentwicklungsplan „Siedlung" des Saarla~ides i ~ i  der Fas- 
sung Lom 11. September 1997 (Amtsblatt des Sanrlandes S. 13161 
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Der LEP „Siedlung" gibt Siedlungsdichten vor, die bei der 
Neuausweisung von Bruttowohnbauflächen mindestens 
einzuhalten sind: 

übrige Stadtteile 

Randzone 20 WEIha 

1 ~nterzentrum I 15 WEIha 1 

Ländlicher Rauin 

Eine wichtige Aufgabe der Kommunalpolitik ist u.a. die Be- 
reitstellung ausreichender und geeigneter Bauflächen. Es gilt 
einerseits, Wohnbauflächen für eine sozialgerechte Boden- 
nutzung bereitzustellen, um so auch einkommensschwachen 
Bevölkerungsgruppen die Versorgung mit Familienwohn- 
häusern zu erleichtern. Andererseits ist, mit Blick auf die 
hohe Flächennachfrage, der sparsame Umgang mit Grund 
und Boden eine umweltpolitische Notwendigkeit geworden. 
Insofern wird sich dieser Zielkonflikt zwischen dem Flächen- 
bedarf für den Wohnungsbau und der Beachtung der öko- 
logischen Belange verschärfen. Der Gesetzgeber hat der 
Durchsetzung landespflegerischer Ziele eine hohe Priorität 
einräumt. So ist die Umweltvorsorge als Teilaufgabe der Bau- 
leitplanung in das Baugesetzbuch aufgenommen worden. 
AuRerdem ist eine gründliche Überprüfung jeder Inan- 

Mittelzentrum 

übrige Stadtteile 
Mittelzentrum 

spruchnahme von Freiflächen für Siedlungserweiterungen 
im Hinblick auf ihre Umweltverträglichkeit erforderlich. 

20 WEIha 

15 WEIha 

Im Hinblick darauf ist es vorrangige Aufgabe der Gemein- 
den, bereits vorhandene Baulandreserven innerhalb beste- 
hender, bauplanungsrechtlich gesicherter sowie erschlosse- 
ner Siedlungsbereiche nutzbar zu machen. Konzepte der 
Innenentwicklung müssen künftig die Baulandpolitik der 
Gemeinden stärker bestimmen. Die Aktivierung dieser un- 
genutzten Flächen führt zur Reduzierung des Flächenver- 
brauchs für Bauland und trägt damit zum Schutz woh- 
nungsnaher Freiflächen bei. Darüber hinaus führt diese " 
Aktivierung zu einer besseren Auslastung vorhandener In- 
frastrukturen, zur Einsparung zusätzlicher Herstellungsko- 
sten und zur Einsparung zusätzlicher Unterhaltungskosten. 
Das trägt auch zur Erhaltung des typischen Ortsbildes 
durch die Schließung von Baulücken bei. Auch führt dies zur 
Gewinnung von Handlungsspielräumen bei der Bauland- 
ausweisung trotz enger planungsrechtlicher Rahmenbedin- 
gungen. 

Die Gemeinden können zur Baulückenerschließung zum 
einen den potenziellen Nutzern bzw. Eigentümern Bera- 
tungs- und Informationsangebote als sogenannte „weichex 

- Strategie unterbreiten und zum andern die Ausübung ho- 
heitlicher Durchsetzungsinstrumente nutzen, die sich in er- 
ster Linie auf das Baugebot gem. $ 176 BauGB stützen. 

Bauliickenkataster 

Der Erfolg der Baulandmobilisierung hängt im Wesent- 
lichen davon ab, mit welchem Nachdruck die Gemeinden 
(Rat und Verwaltung) sich dieser Aufgabe stellen. Die Frage 
der Mobilisierung von Baulücken muss als fortdauernde 
Aufgabe der Gemeinde angesehen werden. Denkbar wäre 
beispielsweise eine Beratungsstelle für den Baulandbereich 
oder auch eine Arbeitsgruppe, die je nach Bedarf die aktu- 
elle Situation auf dem Baulandmarkt in der Gemeinde über- 
prüft und permanent an die Grundstückseigentümer heran- 
tritt. 

4.3.4.4 Lösungsansätze im Naturschutz 

Die Notwendigkeit zur Berücksichtigung der Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege in der Bauleitpla- 
nung ergibt sich aus $ l a  BauGB („Ergänzende Vorschriften 
zum Umweltschutz"). Naturschutz und Landschaftspflege 
sind somit bei der Aufstellung von Bauleitplänen als Öffent- 
liche Belange zu berücksichtigen. Bei der weiteren Entwick- 
lung des Siedlungswesens sind auf dieser Basis unter Be- 
rücksichtigung des Landschaftsprogramms des Saarlandes 
folgende Zielsetzuilgen des Naturschutzes und der Land- 
schaftspflege zu beachten, die als fachliche Leitsätze zu ver- 
stehen und bereits im Vorfeld und frühen Stadium einer 
Bauleitplanung zu berücksichtigen sind: 

- Die Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes und die Nut- 
zungsfähigkeit der Naturgüter, die Pflanzen- und Tier- 
welt sowie die Vielfalt, Eigenart und Schönheit von Natur 
und Landschaft sind in ihrer siedlungstypischen Ausprä- 
gung zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln. 

- Neue Bodenversiegelungen sind zu vermeiden, beste- 
hende Versiegelungen nach Möglichkeit zurückzubauen. 
Es hat eine ökologische Niederschlagswasser- und Ober- 
flächenwasserbewirtschaftung stattzufinden. 

- Oberflächengewässer sind zu erhalten, ihre Uberbauung 
und Verrohrung sind zu vermeiden, vorhandene Beein- 
trächtigungen, sofern zumutbar, zurückzubauen. 

- Die Freiflächenplanung hat mit umfassender Ermittlung 
und Auswertung der örtlichen Gegebenheiten bei der Bau- 
leitplanung unter möglichst früher Einbeziehung der er- 
forderlichen Freiflächen in ihrem Funktionsbezug stattzu- 
finden (Instrumentarien: Landschaftsplan zum Flächen- 
nutzungsplan; Grünordnung zum Bebauungsplan). Freif- 
lächen sind zu erhalten bzw. zu schaffen. Nutzungsbeein- 
trächtigungen bestehender Freiräume sind zu reduzieren. 

- Die Bepflanzung von Freiflächen (mit Raum für natür- 
liche Sukzession und Verzicht auf Biozideinsatz) muss in 
einer an die jeweilige Funktion der Fläche und den Sied- 
lungscharakter angepassten Weise erfolgen, wobei vor- 
rangig auf heimische, naturraumtypische und standortge- 
rechte Arten Wert zu legen ist. 

- Es ist eine Verbindung von räumlich gliedernden Grünzü- 
gen mit dem Außenbereich zu erhalten und zu schaffen, 
wobei aus Gründen der landschaftsökologischen Funkti- 
onsfähigkeit darauf zu achten ist, dass für Gehölzstreifen 
eine Breite von mindestens 8 - 10 m gewählt wird. 

- Objektbegrünungen sind zu fördern (Fassaden-, Wand- 
und Dachbegrünungen; Hofbegrünungen). 
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- Wildlebende Pflanzen und Tiere sowie deren Lebens- 
räume sind durch die Sicherung wertvoller Lebensräume 
in der Bauleitplanung zu schützen. Vor allem siedlungs- 
spezifische Elemente wie Obstwiesen, Ruderalflächen, 
unverputzte Mauern und alte Türme sind erhaltenswert. 

- Es sind Maßnahmen zu Klimaschutz und -verbesserung 
zu planen (Imn~issionsreduzierung; Erhaltung von Frisch- 
luftleitbahnen, Iandschaftspflegerische Maßnahmen 
durch Erhaltung und Entwicklung von Grünflächen und 
Gehölzstrukturen in den Siedlungen). 

- Der historisch gewachsene Siedlungscharakter ist in der 
Bauleitplanung zu berücksichtigen. 

- Innerörtlichem Bauen einschließlich Sanierung und Er- 
neuerung vorhandener Bausubstanz sowie Nutzung von 
Baulücken ist Vorrang einzuräumen. 

- In Abweichung von der vorgenannten Zielsetzung sind 
Baulücken oder gegebenenfalls baureife Grundstücke von 
Bebauung freizuhalten und umzuwidmen, wenn dies zur 
Verbesserung des Wohnumfeldes oder zur Erhaltung von 
ökologisch besonders wertvollen Funktionen, wegen der 
kulturellen Bedeutung - insbesondere als Dokument der 
Ortsgeschichte - der Erholung oder der Erhaltung des 
Orts- und Landschaftsbildes notwendig ist. 

- Bestehende Landschaftsbelastungen sind, sofern zumut- 
bar, zu verringern (z.B. Entwicklung, Umstrukturierung 
sowie Um- und Durchgrünung vorhandener Gewerbe- 
und Industriegebiete). 

- Sofern nicht übergeordnete Nutzungskonzepte dem ent- 
gegenstehen, sind brach gefallene gewerbliche Bauf- 
lächen bei gegebener Eignung - auch unter Inkaufnahme 
von erhöhtem Aufwand - durch Flächenrecycling weiter 
als gewerbliche Bauflächen zu nutzen, um die Inan- 
spruchnahme neuer Flächen zu vermeiden. 

- Prägende Siedlungselemente mit besonderer Bedeutung 
für Belebung und Gliederung des Orts- und Land- 
schaftsbildes sind zu erhalten, zu pflegen und zu ent- 
wickeln. 

- Ortsränder von städtischen und dörflichen Siedlungen 
sind so zu erhalten oder zu entwickeln, dass sie einen har- 
monischen Ubergang zur freien Landschaft darstellen, 
Auf die erhaltende Nutzung von Hausgärten und Obst- 
wiesen als ortsbegrenzende und landschaftsprägende 
Siedlungsflächen ist besonderer Wert zu legen. Bereits 
eingetretene sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen 
sind durch landschaftsgerechte Wieder- bzw. Neuherstel- 
lung auszugleichen. 

- Neubauflächen sind dem nachgewiesenen Bedarf ent- 
sprechend sparsam und nur dort auszuweisen, wo eine 
Bebauung mit den natürlichen Gegebenheiten und der ge- 
wachsenen Kulturlandschaft vereinbar ist. Grundsätzlich 
sind exponierte Hänge, Horizontlinien bildende Höhen- 
züge und Auen von Bebauung freizuhalten. 

- Zu wertvollen Flächen, z.B. Waldrändern, Gewässern, 
Schutzgebieten nach Naturschutz- und Wasserrecht sind 
ausreichende Abstände einzuhalten. 

- Die weitere Zersiedlung der Landschaft durch Einzelbau- 
ten und der Bau neuer Siedlungen ohne ausreichende Ar- 
rondierung sowie die ungeordnete Erweiterung von Sied- 
lungen und Splittersiedlungen sind auch wegen der damit 

verbundenen Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes 
und des Landschaftsbildes zu vermeiden. 

- Alle Möglichkeiten der Minimierung von Beeintrachti- 
gungen für Naturhaushalt und Landschaftsbild bei der 
Ausweisung von Standorten für Gewerbe- und Industrie 
(u.a. Zuordnung zu Wohngebieten, landschaftsgerechte 
Platzierung, Gestaltung und Einbindung der Bauwerke) 
sind zu nutzen. 

4.4 Die aktuelle Situatioil 
An der aktuellen Situation ist nicht viel Erfreuliches zu fin- 
den. Entweder weisen die Pläne kaum Aussagen zum Natur- 
schutz auf oder die Gemeinde lässt kaum Initiativen erken- 
nen, die eigene Willenserklärung, die sie mit dem Plan ja 
macht, auch in die Wirklichkeit umzusetzen. Stattdessen 
bleibt das Augenmerk auf den Neubau- und Gewerbegebie- 
ten, während drumherum die Zeit der schleichenden Aus- 
räumung der Landschaft fortwährt. Heute wie früher sind 
die über Bauleitpläne abgedeckten Flächenüberbauungen in 
den Gemeinden eine der schlimmsten Ursachen für die fort- 
schreitende Zerstörung der Landschaft. Der Eindruck, es 
geschehe schon viel, wird aus einigen Prestigeobjekten abge- 
leitet. Er ist falsch. Falsch ist selbiger Eindruck leider auch 
in Bezug auf den Naturschutz, der nach wie vor darin ver- 
harrt, sich freiwillig auf Restflächen abdrängen zu lassen, 
statt, wie es notwendig wäre, den Entwurf für eine umfas- 
sende Verbesserung zu wagen. 

Es ist höchste Zeit, in neue Pläne diese Gedanken eines um- 
fassenden Naturschutzansatzes einzubringen, und überall 
auch die Veränderung der alten Pläne anzustreben. 1987 ist 
ein neues Baugesetzbuch verabschiedet worden, mit ihm 
eine neue Planzeichenverordnung. Vieles, was vorher hätte 
durch die Gemeinde willentlich hinzugetragen werden müs- 
sen, ist nun geforderter Inhalt. Das muss dem Naturschutz 
ein Argument sein, eine deutliche Veränderung hin zu einem 
umfassenden, flächendeckenden und die Belange des Natur- 
schutzes voll zugrundelegenden Plan zu fordern. 

Die neuen Gesetze zur Investitions- und Wohnbaulander- 
leichterung verstärken den Trend zu unüberlegter Zer- 
störung von Landschaft. Die Begründung für diese Gesetze, 
die Wohnungsnot beheben zu wollen, ist vorgeschoben. Ins- 
besondere die Ausweisung von Einfamilienhaussiedlungen 
bietet hierfür kaum eine Grundlage. Erstens ist die Wohn- 
dichte in solchen Siedlungen sehr niedrig, d. h. es wird pro 
Person viel Fläche gebraucht, zudem sind erhebliche Investi- 
tionen und Landschaftszerstörunge~~ durch die meist völlig 
neu zu schaffende Infrastruktur (Straßen, Kanalanschluss, 
Leitungen usw.) zu erwarten. Die aktuell herrschende Woh- 
nungsnot trifft vor allem Arme und Kleinverdiener, die sich 
ohnehin ein Eigenheim nicht leisten können. Der Trend in 
Neubaugebieten geht aber heute eher zu protzigeren Bau- 
ten, bedauerlicherweise ebenso zu mehr Flächenverbrauch 
durch zwei bis drei Garagenplätze und naturentfremdete 
Gartengestaltung. 

Zweitens verfehlen die Gesetze die eigentlich nötigen Ziele, 
nämlich die Sanierung der Innenstädte und Ortskerne, da- 
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mit in bestehenden Gebäuden durch deren Renovierung so- 
wie in Baulücken neue Wohnflächen und wohnungsnahe 
Kleinbetriebe entstehen können. Die aktuellen Gesetze för- 
dern das Aussterben der Ortskerne, erhöhen den Land- 
schaftsverbrauch, die Verschwenduilg von Rohstoffen und 
das Verkehrsaufkommen. 

Drittens stellt die Wohnungsnot ohnehin nur einen Deck- 
mantel dar, um tatsächlich erhebliche Verfahrensvereinfa- 
chungen auch fur Industrie und Gewerbe durchzusetzen. 
Die benannten Erleichterungsgesetze heben teilweise auch 
die Wirkung von Abfall- und Immissionsschutzgesetzen auf. 

4.5 Verfahrensablauf und Beteiligung 

Wer Naturscliutz in einen Bauleitplan hineinbringen 
möchte, muss um den Ablauf der Planung wissen. Dabei 
gibt es zwei Möglichkeiten der Beteiligung an der Planung: 

- Das Baugesetzbuch sieht bestimmte Phasen der Beteili- 
gung aller Bürger vor, ebenso die der Beteiligung von 
Trägern öffentlicher Belange, wozu die anerkannten Na- 
turschutzverbände in manchen Ländern gerechnet wer- 
den bzw. als solche behandelt werden. Diese Phasen und 
damit viele Fristen müssen beachtet werden. 

- Unabhängig davon muss der Naturschutz aber intensiver 
jederzeit mitmischen. Er muss den direkten Kontakt zu 
Verwaltung, Politik und Planer suchen und so ständig 
seine Ideen und Forderungen dort bzw. bei Ablehnung 
dann in die Offentlichkeit einbringen. 

Die rechtlichen Grundlagen sind in $ 3 des Baugesetzbuches 
zu finden: 

„Die Offentlichkeit ist möglichst frühzeitig über die allgemeiner1 
Ziele und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lo- 
surigeil, die für die Neugestaltung oder Entwicklung eines Gebiets 
in Betracht kommen, und die voraussichtlichen Auswirkuilgen der 
Planung Offeiltlich zu unterrichten; ihr ist Gelegenheit zur Äuge- 
rung und Erorterung zu geben." 

Der vollständige $ 3 regelt die Beteiligung umfassend. Dabei 
ist wichtig, dai: es zwei Zeitpunkte gibt, an denen sich jeder 
Bürger, ob nun betroffen oder nicht, beteiligen kann. Zum 
einen ist das der Beginn des Verfahrens, wenn die Gemeinde 
noch keine konkreten Festlegungen getroffen hat. Für den 
Naturschutz ist dieser der wichtigere Zeitpunkt, denn hier 
sind Pläne auch noch ganz zu verhindern oder grundsätzlich 
zu verändern. Eine zweite Stufe der Beteiligung wird dann 
im Absatz 2 desselben Paragraphen beschrieben und führt 
zu einer nochmaligen Beteiligungsmöglichkeit aller Bürger, 
wenn der Entwurf des Planes vorliegt. Hier noch grundsätz- 
liche Änderungen einzubringen, ist viel weniger erfolgver- 
sprechend, muss aber bei Notwendigkeit natürlich versucht 
werden. 

Für beide Stufen der Bürgerbeteiligung fordert das Gesetz, 
Möglichkeiten des Widerspruchs u.ä. zu bieten. In der er- 
sten Stufe, also vor der Planausarbeitung, ist dieses in1 Ge- 
setz recht schnrammig ausgedrückt. Für die zweite Stufe ist 
dagegen alles genau geregelt. 

$ 3  Abs. 2 BauGB: 
Die Entwürfe der Bauleitplarie sirid mit der Begrundung und deii 
nach Einschatzung der Gemeinde wesentlichen, bereits vorliegeil- 
den umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines hlonats 
i~ffentlich auszulegen. Ort  und Dauer der Auslegung sowie Arigd- 
her1 dazu, welche Arten umweltbezogeiler Informatioilen verfugbdr 
sind, sind mindestens eine Woche vorher ortsüblich bekannt zu ma- 
chen; dabei ist darauf hinzuweisen, dass Stellungnahmen während 
der Auslegungsfrist abgegeben werden konnen und dass nicht frist- 
gerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung ubrr 
den Bauleitplan unberücksichtigt bleiben konnen. Die nach 5 4 
Abs. 2 Beteiligten sollen von der Auslegung benachrichtigt werdei~. 
Die fristgemaß abgegeherieri Stellungriahinen sind zu prüfen; dds 
Ergebnis ist mitzuteilen. Haben mehr als 50 Personen Stellungilah- 
men mit im Wesentlichen gleichem Inhalt abgegeben, kann die blit- 
teilung dadurch ersetzt werden, dass diesen Personen die Einsicht in 
das Ergebnis ermöglicht wird; die Stelle, bei der das Ergebnis der 
Prüfung während der Dienststunden eingesehen werden kariri, ist 
ortsüblich bekannt zu macheri. Bei der Vorlage der Bauleitpla~ie 
nach S 6 oder S 10 Abs. 2 sind die nicht berücksichtigten Stellung- 
nahmen mit einer Stellungnahme der Gemeinde beizufugen. 

Die „ortsübliche Bekanntmachung" ist meist die Zeitung 
nlit amtlichen Bekanntmachungen. Dort finden sich, ver- 
steckt zwischen Texten oder gar Anzeigen, diese Bekannt- 
machungen. Sie aufmerksam zu lesen, ist eine wichtige Auf- 
gabe des Naturschutzes. Andere Bürger können dann eben- 
falls angesprochen und zu Eingaben bewegt werden. Je 
mehr Menschen ihr Unbehagen gegen die weitere Zer- 
störung der Umwelt zeigen, desto eher wird dem endlich ein 
Ende gesetzt. 

Für niemanden besteht ein Rechtsanspruch auf die Berück- 
sichtigung der eigenen Ideen und Einwände. Wie überall ist 
es eine politische Frage. Sie kann daher auch nur im politi- 
schen Raum oder in der Offeiltlichkeit ausgefochten wer- 
den. Der Naturschutz muss hier seinen Platz sichern, im 
direkten Draht mit Politik und Verwaltung genauso wie 
in einer offensiven und deutlichen Offentlichkeitsarbeit. 
Nichtsdestotrotz sollten die vorgegebenen Fristen eingehal- 
ten werden. Ein direkter Draht zu Politikern, Planern oder 
beteiligten Behörden kann zwar jederzeit zu Ergebnissen 
führen, aber wer Fristen versäumt, setzt sich dem Vorwurf 
aus, seine Einwände nicht genannt zu haben. 

Die Naturschutzbehörde wird als Träger öffentlicher Be- 
lange in jedem Fall beteiligt. 

Ist der Plan nach der zweiten Beteiligungsphase dann fertig 
und von der Gemeinde beschlossen, so muß er von der höhe- 
ren Behörde (Regierungspräsident, Bezirksregierung U. ä.) 
genehmigt werden. Dieses ist eine reine Rechtsaufsicht, es 
kann also nur dann eine Nichtgeriehmigung geben, wenn 
z.B. dem Gesetz nicht genüge getan wurde, Fehler im Pla- 
nungsablauf oder in der Abwägung der verschiedenen Ein- 
wände unterliefen, die Raumordnungsprogramme missach- 
tet wurden usw. Die auf der selben Ebene angesiedelte Na- 
turschutzbehörde kann im Rahmen der Genehmigungsprü- 
fung darauf hinweisen, wo die Naturschutzuntersuchungen 
oder dazu herangezogenen Naturschutzpläne nicht aus- 
reichten, um den ökologischen Anforderungen gerecht zu 
werden. Es muss als Rechtsfehler angesehen werden, wenn 
zwar das Ziel des Naturschutzes vom Gesetz vorgesehen 
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Amtliche Bekanntmachung 
Bauleltplanung der Henrestedt Lübeck 

Hler: t)ffentliche Unterrichtung und Erörterung der allgemeinen Ziele und 
Zwecne der Planung zur ~eteil igung der Bürger nach5 3 (1) Satz 1 BauGB 
fur den kunh~gen Bebauungsplan 04 36 05 (5 Anderung) - Bei der Loh- 
muhle/Stockelsdorfer St rab - 

Fur die im nachlolgenden Ubersichtsplan dargestellte Flache im Stadtteil St 
Lorenz Nord soll der Bebauungsplan 04 36 05 (5 Anderung) - Bei der Lohmuhle 
Stockelsdorfer St rak  -aufgestellt werden. 

übenichtialan: 

Allgemeine aa le  und' Zwecke der Planung 
Durch den Bebauungsplan soll im wesentlichen die Rechtsgrundlage für eine 

Neuordnung der begleitenden Randbebauung im Bereich des Lohmühlenplat- 
zes geschaffen werden. Auüerdem soll die geplante Neugestaltung dieses 
Platzes vorgestellt werden. Den Bürgern wird in der Zeit vom 10. 07. 1989 bis 
einschliefllich 21. 07. 1989 montags bis einschliefllich donnentags, jeweils von 
7.30 Uhr bis 16.00 Uhr, sowie freitags von 7.30 Uhr bis 12.00 Uhr im Stadtpla- 
nungsamt der Hansestadt Lübeck, Kleiner Bauhof 11. im Flur des 1. Oberge 
schosses durch Aushang der erarbeiteten Planungsvontellungen Gelegenheit 
zu weiterer Information (Ziel. Zweck und Auswirkung der Planung) sowie zur 
Xubrung und Erörterung gegeben. 

Ferner werden die für die Flächen des Planungsgebietes erarbeiteten Ziele 
und Zweckeder Planung einschliefllich ihrer voraussichtlichen Auswirkungen in 
einer öffentlichen Versammlung am 11.07.1989 um 19.00 Uhr in der Brockes- 
Schule. Eingang 8. Zimmer 304, Brockesstrak 59 - 61. gesondert dargelegt. 
Dabei wird ebenfalls Gelegenheit zur XuRemng und Erörterung gegeben. Die 
erarbeiteten Planungsvorstellungen können bereits eine halbe Stunde vor Ver- 
anstaltungsbeginn eingesehen werden. 

L i i k k ,  den 06.07.1989 
Der Senat der Hanrertadl LLibock 

Stadiplanungaarnt 

Abb. 2: Die „Amtlichen Bekanntmachungen" in der Zei- 
tung, im Gemeindeblatt bzw. auch als Anhang am 
Rathaus usw. weisen auf jeden Bebauungsplan hin, 
der neu aufgestellt oder geändert wird. Immer 
steht dabei, wann die Unterlagen eingesehen wer- 
den können. 

Rechtliche Grundlagen von Eingriffsplanungen 
111-3 

wird, jedoch in der konkreten Planung keine Untersuchun- 
gen erfolgen, die eine fachlich gesicherte Einschätzung 
wirklich ermöglichen. 

Für die Naturschutzverbände und -gruppen ist es wichtig, 
etwaige Fehler gegen die Natur der Genehmigungsbehörde 
anzuzeigen. Leider aber sind dem neuen Baugesetzbuch Pa- 
ragraphen zugefügt worden die „kleine Fehler" als nicht 
vorhanden werten. Das ist wiederum ein Gummiparagraph, 
wiederum ein Grund dafür, dai3 der Ort  der Auseinander- 
setzung im politischeii Raum und in der Öffentlichkeit liegt 
und nicht allein in offiziellen Terminen und Briefeschreiben. 

Möglich nach der Genehmigung sind nur noch Klagen 
(Normenkontrollverfahren) gegen Verfahrensfehler bzw. 
auch insgesamt. Klagen kann aber nur jemand, der in sei- 
nen Rechten betroffen ist, in der Regel also nur der Grund- 
eigentümer, Pächter und Anwohner. Da ja nur der Bebau- 
ungsplan die Rechte der Einzelnen betrifft, kann auch nur 
gegen ihn geklagt werden. Zudem gibt es das Mittel der sog. 
Inzidentkontrolle, d. h. man beantragt die Genehmigung für 
ein nicht mehr mögliches Projekt und klagt gegen die Ab- 
lehnung. 

Eine aufschiebende Wirkung ist durch eine Klage bzw. einen 
Widerspruch gegen eine Baugenehmigung nicht mehr gege- 
ben. Sie muss nun gesondert beantragt werden, und zwar 
binnen eines Monats nach der Genehmigung eines Bauvor- 
habens bzw. nach dem Bekanntwerden der Gründe, die zum 
Widerspruch bzw. zur Klage führen. 

Ausnahmen bilden die Länder, in denen die Verbandsklage 
gilt. Hier können auch die anerkannten Naturschutzver- 
bände klagen. 

In allen Fällen aber ist klar, dass ein Naturschutz, der nichts 
einzubringen hat für Tiere, Pflanzen sowie die Landschaft 
nichts bewirken kann. Pläne und Programme müssen ent- 
stehen, die es in die gemeindlichen Plaiiungen einzuflechten 
gilt. Es ist die Aufgabe der Verbände und Initiativen, hier 
Versäumnisse aufzuzeigen und mindestens für Teilgebiete 
selbst und beispielhaft tätig zu werden. Überall sollten die 
Verbände, Initiativen bzw. zielgerechte Arbeitsgruppen der- 
selben die wichtige Aufgabe anpacken, endlich zukunfts- 

(Fortsetzung auf S. 21) 
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4.7 Der Flächennutzungsplan 

4.7.1 Der Landschaftsplan als naturschutzfachlicher Bei- 
trag zur Flächennutzungsplanung 

Der Landschaftsplan stellt nach der gesetzlichen Definition 
„die örtlichen Erfordernisse und Maßnahmen zur Verwirk- 
lichung der Ziele des Naturschutzes und der Landschafts- 
pflege'' dar und nimmt als naturschutzfachlicher Planungs- 
beitrag zur Bauleitplanung eine zentrale Stellung ein. 

Auf der Basis einer detaillierten, zielorientierten Kestands- 
aufnahme und einer naturschutzorientierten, naturräumlich 
abgestimmten Bewertung werden im Landschaftsplan die 
Ziele und Maßnahmen für den kommunalen Naturschutz 
und die Landschaftsentwicklung beschrieben ~ i n d  darge- 
stellt. Der Landschaftsplan ist damit eine wichtige Entschei- 
dungsgrundlage für die Darstellung und Festsetzung von 
Nutzungen, die gemeindliche Entwicklung und die Bewälti- 
gung der Eingriffsregelung im Rahmen der Bauleitplanung. 

Landschaftsplanung und Bauleitplanung sind als sich er- 
gänzendes Planungspaar zu sehen, wobei der Landschafts- 
plan die für die Beurteilung neuer Bauflächen notwendigen 
Bewertungsansätze hinsichtlich der Auswirkungen auf den 
Naturhaushalt und das Landschaftsbild in ihrem räumli- 
chen Zusammenhang und die Grundlage für die Formulie- 
rung bzw. Konkretisierung der Bewertungsmagstäbe zur 
Eingriffsregelung auf der kommunalen Ebene liefert. 

Die Landschaftsplanung leistet einen wesentlichen Beitrag 
für Bauleitplanverfahren, weil mit ihrer Hilfe z. B. Flächen 
identifiziert werden können, die aus Naturschutzsicht für 
eine Bebauung oder für die Durchführung von Ausgleichs- 
maßnahmen geeignet sind. 

Die frühzeitige Erfassung und Bewertung von Natur und 
Landschaft, möglichst vorlaufend oder zumindest parallel 
zum Bauleitplanverfahren, vermeidet Verzögerungseffekte, 
die durch nachträgliche Erfassungen und Bewertungen bei 
eingeleiteten Bauleitplanverfahren auftreten können. Der 
Landschaftsplan stellt in der Regel das erforderliche abwä- 
gungsrelevante Material für die vorbereitende Bauleitpla- 
nung zur Verfügung und hat damit eine verfahrensbeschleu- 
nigende Wirkung. 

Darüber hinaus liefert die örtliche Landschaftsplanung 
auch die fachlichen Grundlagen für die Ausweisung von ge- 
schützten Landschaftsbestandteilen und Naturdenkmalen 
und Handluiigskonzepte für andere kommunale und örtli- 
che Naturschutzinitiativen auch auBerhalb der Bauleitplan- 
verfahren. 

4.7.2 Eingriffsregelung im Flächennutzungsplanverfahren 

In den folgenden Kapiteln werden die einzelnen Arbeits- 
schritte, die zur Anwendung der Eingriffsregelung erforder- 
lich sind, erläutert. Da die häufigste Eingriffsursache in der 
Flächennutzungsplanung die Darstellung neuer Bauflächen 
ist, bezieht sich die folgende Erörterung auf diese. Beeiri- 
trächtigungen von Natur und Landschaft können jedoch 
auch von anderen FlächendarsteIlungen ausgehen und sind 
ebenso zu berücksichtigen. 
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4.7.2.1. Aussclilusskriterien f ü r  Bauflächen I 1 Festleguiig des Untersuchu~igsraumrr I Verwaltungseiiiheit I 
1 der Geineiilde N a c h  N a t u r s c h u t z r e c h t  geschütz te  Gebiete h a b e n  generel-  

l e n  Vorrang  i n  d e r  k o m m u n a l e n  Baulei tplanung.  E i n  
F lächennutzungsplan  o d e r  Bebauungsplan  dar f  m i t  se inen  
Inha l ten  d e n  Gesetzen bzw. d e n  Schutzgebietsverordnun- 
g e n  n ich t  entgegenstehen.  Alle F lächen  d e r  nachfo lgenden  
Schutzka tegor ien  s o w i e  alle einstweilig gesicherten 
F lächen  dieser  Kategor ien  sind,  sofern d u r c h  Baulei tpläne 
betroffen,  im P l a n  kenntl ich z u  m a c h e n  u n d  ei i tsprechend 
d e n  Schutzvorschrif ten u n d  N u t z u n g s e i n s c h r ä n k u n g e n  z u  
beachten.  Ausnahmefälle  en tsprechend  d e r  letzten Tabel- 
l e n s ~ a l t e  s ind  a n  bes t immte  Voraussetzungen g e b u n d e n ,  
z.B. w e n n  d ie  Schutzwürdigke i t  tatsächlich n ich t  m e h r  ge- 
geben  ist. 

1 6 .  ~ e w e r t u n g  der noch verbleibenden 1 1 

2. 

3. 

4. 

5. 

Naturschutzrechtl iche Restr ikt ionen 

Erfassung und Bewertung von Natur 
und Landschaft 

Ermittluiig der planbedingte11 
Wirkungen auf Naturhaushalt und 
Landschaftsbild 

Ermittlung der erheblichen Beeinträchti- 
gungen von Naturhaushalt und 
Landschaftsbild 

Vermeidung und Minimieriiilg der 
Beeintrachtiguneen 

7. 

Schutz, Nutzungsein- 
schränkung* 

Kapitel 4.7.2.2 

Kapitel 4.7.2.3 

Kapitel 4.7.2.3 

Kanitel4.7.2.4 

Auskunft zu Lage und 
Schutzstatus 

- 
Beeintrachtigungen 

Ermittlurig des Ausgleichsbedarfs sowie 
Darstellung von Flächen zum Ausgleich 

Restriktion kann im 
Einzelfall überwunden 
werden 

nach $ 35 BNatSchG bei 
zwingenden Grunden 
des uberwiegeiiden rif- 
fentlichen Interesses und 
fehlenden zuinutbaren 
Alternativen 

Kapitel 4.7.3.1 

Kapitel 4.7.3.2 

Flächenstatus Rechtsvorschrift 

licher Bedeutung 
FFH-Gebiet 
Europäisches 

Unzulässig sind Bauleit- 
bzw. deren Darstel- 

lunge? oder Festsetzun- 
gen, sofern sie zu erhebli- 
chen Beeinträchtigungen 
eines FFH- oder Vogel- 
schutzgebietes in seinen 
für die Erhaltungsziele 
oder den Schutzzweck 
maßgeblichen Bestand- 
teilen führen können. 

Umweltministerium, 
Oberste Naturschutz- 
behörde 

Naturschutzgebiet 
NSG 

Ej SNG" :F :I 

jeweilige Verordnung der 
Obersten Naturschutz- 
behörde 

Landschaftsschutzgebiet 
LsG 

Unzulässig sind Darstel- 
lungen und Festsetzun- 
gen, die zur Zerstörung, 
Beschädigung oder Ver- 
änderung bzw. nachhalti- 
gen Störung des Schutz- 
gebietes führen können. 

Untere Naturschutz- 
behörde 

Umweltministerium, 
Oberste Naturschutz- 
behörde oder Untere Na- 
turschutzbehörde 

$ 1 8  SNG 
jeweilige Verordnung der 
Unteren Naturschutz- 
behrirde 

I 

gesondertes Ausgliede- 
rungsverfahreii nach 5 31 
SNG bei Unterer Natur- 
schutzbehörde 

gesondertes Ausgliede- 
rungsverfahren nach 5 31 
SNG bei Oberster Natur- 
schutzbehorde 

Unzulässig sind Darstel- 
lungen und Festsetzun- 
gen, die den Charakter 
des LSG verandern oder 
seinem Schutzzweck zu- 
wider laufen. 

Geschutzter Landschafts- 
bestaiidteil 

$ 1 9  SNG 
jeweilige Verordnung der 
Unteren Naturschutz- 
behrirde bzw. kommunale 
Satzung 

Unzulässig sind Darstel- 
lungen und Festsetzun- 
gen, die zur Beseitigung, 
Zerstörung, Beschadi- 
gung oder Veränderung 
des GLB führen können. 

Untere Naturschutz- 
behörde bzw. kommu- 
nale Verwaltung 

gesoiidertes Auflieb~ings- 
verfahren nach Ej 31 SNG 
bei Unterer N,it~irschiitz- 
hehbrde 

Untere Naturschutz- 
behörde 

Naturdenkmal 
( N D  

$ 2 0  SNG 
jeweilige Verordnung der 
Unteren Naturschutz- 
hehörde bzw. kommunale 
Satzung 

Unzulässig sind Darstel- 
lungen und Festsetzun- 
gen, die zur Beseitigung, 
Zerstörung, Beschädi- 
gung, Veränderung oder 
nachhaltigen Storung des 
ND führen k6nilen. 

gesoiidertes Aufhebungs- 
verfahren nach $ 31 SNG 
bei Unterer Naturschutz- 
behorde 
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$ 25 SNG 
Verwaltungsanweisung 
zum Schutz bestimmter 
Biotope nach $ 25 SNG 

Unzulässig sind Darstel- 
lungen und Festsetzun- 
gen, die zu nachhaltigen 
oder erheblichen Beein- 
trächtigungen der Bio- 
tope führen können. 

Landesamt fur Umwelt- 
schutz 

gesondertes (,enehiiii- 
gurigsverf,ihreii der 
Obersteii N,itursch~itr- 
behörde bei Nachweis 
uberwiegender Geniein- 
~vohlinteressen und 
Ausgleich der Beein- 
trächtigungen 

Lebensstätte vor1 gesetz- 
lich geschützten Arten 
nach $ 10 BNatSchG 

$ 4 2  BNatSchG Die Beeinträchtigung der 
besonders geschützten 
Arten und ihrer Lebens- 
statten ist verboten. 

Artenkartierung im Bau- 
leitplan 

Befreiung der Obersten 
Naturschutzbehorde 
nach $ 62 BNatSchG, 
wenn uberwiegende 
Gemeinwohlgründe die 
Befreiung erfordern 

'' zu beachten ist der Wortlaut der jeweiligen Rechtsvorschrift 
* "  Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 25. März 2002 
" * "  Saarländisches Naturschutzgesetz in der Fassung vom 19. März 1993, zuletzt geändert am 5. Februar 1997 

Andere fachgesetzliche Restr ikt ionen mi t  Bezug z u m  Natur -  
schutz 

Flächenstatus Rechtsvorschrift Schutz, Nutzungseinschränkung Auskunft zu Lage und 
Schutzstatus 

Gewässer 

Wasserschutzgesiete S 3 7  SWG:> $ 

jeweilige Verordnung der Unte- 
ren Wasserbehörde 

Unzulässig sind Bauleitpläne bzw. 
deren Darstellungen oder Festset- 
zungen, die der Herstellung, Beseiti- 
gung oder wesentlichen Umgestal- 
tung eines Gewässers bzw. seiner 
Ufer dienen. Der Gewässerausbau 
bedarf der Planfeststellung. 

Unzulässig sind Bauleitpläne bzw. 
deren Darstellungen oder Festset- 
zungen, die der Verordnung eines 
festgesetzten Wasserschutzgebietes 
widersprechen. 

Untere bzw. Oberste 
Wasserbehorde bzw. 
Landesamt für Umwelt- 
schutz 

$ 8 0  SWG 

Gewässerrandstreifen 

Unzulässig sind Bauleitpläne bzw. 
deren Darstellungen oder Festset- 
zungen, sofern sie die Wasserrück- 
haltefunktion der Überschwem- 
mungsgebiete beeinträchtigen (ins- 
besondere bauliche Anlagen). 

$ 56 Abs. 4 SWG Unzulässig sind Bauleitpläne bzw. 
deren Darstellungen oder Festset- 
zungen, sofern sie die Errichtung 
baulicher Anlagen in weniger als 
10m Abstand zu Uferlinien 
beinhalten. 

Untere Wasserbehörde 
Landesamt für 
Umweltschutz 

Wald nach 5 2 1.WaldG" " " 

I 2 - 
'' Wasserhaushaltsgesetz i.d.F. vom 12. November 1996, zuletzt geandert am 09. September 2001 
* "  Saarländisches Wassergesetz i.d.E vom 03. Marz 1998 
"""  Landeswalc.gesetz i.d.E vom 26.10.1977, zuletzt geändert am 07. November 2001 

Beteiligung der Obersten Forst- 
behörde als Träger öffentlicher Be- 
lange bei Umwandlung von Wald 
Umwandlung von Gemeindewald 
bedarf der Genehmigung der Kom- 
munalaufsichtsbehörde. 
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4.7.2.2 Erfassung und Bewertung des Ist-Zustands der 
Landschaft 

Fur den Raurn, innerhalb dessen Bauflächen gesucht bzw. 
dargestellt werden sollen (in der Regel das Gemeindege- 
biet), muss der Zustand von Natur und Landschaft erfasst 
und bewertet werden. Sofern ein aktueller Landschaftsplan 
bereits vorhanden ist oder parallel aufgestellt wird, was bei 
der Aufstcllung von Fl~clieiin~~tzungsplänen regelmäk'ig er- 
forderlich ist, eruhrigt sich dieser Arbeitsschritt, da dann 
eine ausreicliende Infor~ii,~ti«nsbasis zur Beurteilung der je- 
weiligen nat~irsch~itziacliliclien Baugebietseignung gegeben 
ist. 

Die Erfass~irig des Ist-Z~istaiids der Landschaft erfolgt auf 
der Basis einer topogri~phischen Karte und stellt die Natur- 
güter 

- Geologie/liodeii 
- Kliina/I.~i tt 
- Wasser (<;ewasscr ~iiid (irundwasser) 
- Arten lind Biotope 
- Landschaftshild/F,rIiol~~ng 

dar. 

Die aufzunelirnenderi Faktoren sind jeweils so zu wählen, 
dass der Zust,ind von Natur und Landschaft in allen we- 
sentlichen und wertbestiii~menden Zügen wiedergegeben 
wird. 

Erfassungsfaktoren (nicht abschließend) 

- Naturnähe 
- Eignuiig für nachhaltige Nutzung 
- Kodeilfruchtbarkeit (Ertragszahlen) 
- Erosionsempfindlichkeit 

- klimatische Daten 
- Kaltluftentstehungsflächen 
- Frischluft-Kaltluftleitbahnen 

In den Bestandskarten sind weiterhin alle rechtlich binden- 
den Informationen nachrichtlich zu übernehmen, die Aus- 
wirkungen auf die Planung haben könnten. Dazu gehören 
vor allem Scliutzgebiete nach Naturschutz- und Wasser- 
recht. Ubergeordnete bzw. Fachplanungen des Natur- 

I Wasser (Gewässer 
und Grundwasser) 

Arten und Biotope 

- - - 

Planung und Umsetzung 

- Stillgewässer und FlieRgewässer 
- Strukturgüte von Gewässern 
- Gewässergüte 
- Grundwasser - Flurabstand 
- nutzbare Grundwasservorkommen 

- Biotoptypen 
- Artenvorkommen wertgebender 

Pflarizen- und Tiergruppen 
- Rote-Liste-Arten 
- besonders geschützte Arten nach 

BNatSchG 
- Naturnähe 
- Biotopausstattung 

Schutzes sind auf Informationen bezüglich der Flächenwer- 
tigkeiten zu prüfen. 

Erholung - erholungsrelevante und landschafts- 
bildprägende Strukturen 

Anhand der Erfassungsergebnisse ist zu entscheiden, welche 
Bedeutung jede Einzelfläche für Naturhaushalt und Land- 
schaftsbild hat. Das erfolgt anhand festzulegender Krite- 
rien, die sich an den allgemeinen und örtlichen Natur- 
schutzbelangen orientieren. Hierbei ist in der Regel für jede 
Flächeneinheit getrennt jedes Schutzgut einer Bewertung zu 
unterziehen, so dass ablesbar ist, für welche Schutzgüter 
eine Fläche jeweils geringe, mittlere oder hohe Bedeutung 
besitzt. 

Für die Durchführung der Bewertung stehen landschafts- 
planerische Verfahren zur Verfügung, die sich in der Regel 
an den Kriterien Naturnähe, Arten- und Biotopvielfalt, Sel- 
tenheit, Schönheit und Erholungseignung orientieren. 

Erfassung und Bewertung müssen 

- flächendeckend erfolgen, - 
- transparent in Methodik und Bewertungskriterien sein, 
- in Karte(n) und Text dargestellt und erläutert werden und 
- schutzgutbezogen empfindliche und schutzwürdige 

Bereiche abgrenzen. 

4.7.2.3 Ermittlung des Konfliktpotenzials von Bauflächen 

Sogenannte Tabuflächen sind grundsätzlich von Bau- 
flächenausweisungen im Flächennutzungsplan freizuhalten. 
Die genannten Vorschriften sind im Hinblick auf Schutzab- 
stände und Nutzungseinschränkungen zu beachten. 

Potenzielle Bauflächen sind vorzugsweise innerhalb von Be- 
reichen mit überwiegend geringer Bedeutung für die natür- 
lichen Schutzgüter zu suchen. Bereits vorhandene Vorschläge 
für Bauflächen sind mit der Bestandsbewertung abzuglei- 
chen. Mit grok'en Konflikten im Sinne von Naturschutz und 
Landschaftspflege sind Bauflächenvorschläge generell be- 
haftet, die sich flächenmäk'ig mit Bereichen überlagern, die 
in der Bestandsbewertung als hoch bedeutsam für minde- 
stens ein Schutzgut erkannt worden sind. Bei mittlerer Be- 
deutung einer Fläche für mehrere Schutzgüter ist ebenfalls 
von Konflikten mit Naturschutz und Landschaftspflege aus- 
zugehen. O b  dieser erheblich ist, muss einzelfallbezogen er- 
mittelt werden. 

Der Abgleich mit Bestandserfassung und -bewertung gibt 
Hinweise auf Konflikte. Die konkreten Auswirkungen der 
geplanten Bauflächen auf den Naturhaushalt und das Land- 
schaftsbild sind bei Hinweis auf einen Konflikt in jedem Fall 
genauer zu untersuchen, um die konkreten Beeinträchtigun- 
gen zu ermitteln. Dies kann im Einzelfall auch spezielle Un- 
tersuchungen nach sich ziehen, zum Beispiel vertiefende 
tierökologische Gutachten. 

Das Aneinandergrenzen von Bauflächen und hochwertigen 
Biotopen ist meist ebenfalls mit Konflikten verbunden. Als 
weiterer Konflikt können Widersprüche zwischen der ge- 
meindlichen Planung und den naturschutzfachlichen Pla- 
nungen, z.B. dem Arten- und Biotopschutzprogramm, der 
Landschaftsrahmenplanung, der Biotopkartierung u.a., auf- 
treten. Hier muss im Einzelfall weiter geprüft werden. 
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Alle erkennbaren Konflikte sind zu nennen und zu erläu- 
tern. 

4.7.2.4 Konfliktvermeidung und Konfliktminimierung 

Um Konflikte bei der gemeindlichen Bauleitplanung mit den 
Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu 
vermeiden, ist vor allem ein rechtzeitiger Abgleich der Pla- 
nung mit den l:achplanungen, Schutzgebieten und mit den 
landschaftsplarierischen Erfassungen und Bewertungen er- 
forderlich. 

Grundsätzlich sind Alternativstandorte und -varianten ein- 
zubeziehen und die konfliktärmsten Bauflächen vorzuzie- 
hen, die zur Befriedigung eines nachweislichen Bedarfs er- 
forderlich sind 

Festgestellte Konflikte sind dahingehend zu prüfen, o b  
durch MaRnahmen zur Minimierung und zum Schutz die 
voraussichtlichen Beeinträchtigungen soweit reduziert wer- 
den können, dass sie als unerheblich bezeichnet werden 
können. Es kommen für Bauflächen z.B. folgende Maßnah- 
men in Frage: 

- Ermittlung von Alternativstandorten und -1ösungen 
- Verschiebung, räumliche Verlagerung der Baufläche 
- Verkleinerung der Gesamtbaufläche 
- Ausklammerung von Teilflächen von der Bebauung 

Wenn auch durch Minimierungs- und Schutzmaßnahmen 
der Konflikt nicht zu beheben ist, sollte die jeweilige Pla- 
nungsabsicht an dieser Stelle aufgegeben werden. Das ist 
insbesondere dann der Fall, wenn die voraussichtlichen Be- 
einträchtigungen nicht ausgeglichen werden können (ge- 
meint ist hier der tatsächliche funktionale Ausgleich). 

Die Überlegungen zur Vermeidung und Minimierung sind im 
Erläuterungsbericht 1 in der Begründung zu dokumentieren! 

4.7.3 Planerische Vorbereitung der Eingriffsbewältigung 

Die planerische Bewältigung der durch die Bauleitplanung 
ausgelösten Konflikte mit den Belangen von Naturschutz und 
Landschaftspflege im Rahmen der Eingriffsregelung beginnt 
bereits auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung. 

Aufgabe der Eingriffs- und Kompensationsermittlung ist es 
dabei, die Abwägung über die durch die Planung betroffe- 
nen Belange von Naturschutz und Landschaftspflege vorzu- 
bereiten und ZLL strukturieren. 

4.7.3.1 Ermittlung der zu erwartenden Eingriffe 

Eine Beeinträchtigung liegt dann vor, wenn eine Störung 
einzelner Bestandteile des Naturhaushalts oder des Land- 
schaftsbildes zu erwarten ist. Der Eingriffstatbestand nach 
Baurecht und Naturschutzrecht ist erfüllt, wenn die Beein- 
trächtigung erheblich ist. Dies trifft z. B. bei der vollständi- 
gen Versiegelung von größeren Bodenflächen immer zu. Die 
Erheblichkeit einer Beeinträchtigung ist stets gegeben, wenn 
der örtliche Wert eines Schutzgutes durch das Bauvorhaben 
um mindestens eine Wertungsstufe herabgesetzt wird, z.B. 
von „hohe Wertigkeit" zu „mittlere Wertigkeit". 

Soweit zu erwartende ßeeiiiti-,iilitig~111ge11 voll Naturhaus- 
halt und Landschaftshild als erhchlich hewerret wurden und 
nicht vermeidbar sind, sind diese iri Qiialirit ~iiid GröRe ab- 
zuschätzen. Hierbei sind nicht iiur die direkt betroffenen 
Bauflächen, sondern auch indirekt hetrottene Bereiche, z.B. 
durch Grundwasserabsenkung oder Verlärniung, in die Un- 
tersuchung einzubeziehen. 

Zu  jedem Konflikt, der ermittelt und beschrieben wurde, 
und der nicht vermeidbar ist, d.h. in der Regel auch zu je- 
dem geplanten Baugebiet, sind die wesentlichen zu erwar- 
tenden Beeinträchtigungen zu erläutern. Anschliegend ist 
anhand von Dauer und Schwere der Beeinträchtigungen de- 
ren Erheblichkeit zu bestimmen. Die Ermittlung der Art der 
Beeinträchtigungen erleichtert im nächsten Schritt die Fest- 
legung von geeigneten Flächen und Maßnahmen, die dem 
Ausgleich dienen sollen. 

4.7.3.2 Ermittlung des Ausgleichsflächenbedarfs 

Unvermeidbare erhebliche Beeinträchtigungen sind auszu- 
gleichen, d.h. es darf nach Beendigung des Eingriffs keine 
erhebliche Beeinträchtigung der Leistungsfähigkeit des Na- 
turhaushalts und des Landschaftsbildes zurückbleiben. Der 
erforderliche Ausgleich im Sinne des Gesetzes ist erreicht, 
wenn alle erheblichen Beeinträchtigungen durch entspre- 
chende Maßnahmen auf ein unerhebliches Maß gesenkt 
werden (Ausgleich) bzw. durch Verminderung von Beein- 
trächtigungen auf anderen Flächen ausgeglichen werden 
(Ersatzmaßnahme). 

Die Versiegelung von Bodenflächen verbunden mit der Be- 
seitigung von Vegetationsstrukturen ist in der Regel vor Ort  
nur minimierbar bzw. zum Teil ausgleichbar, z.B. durch die 
Anlage von Versickerungseinrichtungen und Aufwertung 
von degenerierten Vegetationsstrukturen, so dass meist zu- 
sätzliche Ausgleichsmaßnahmen erforderlich sind. 

Für jeden geplanten Eingriff ist, ausgehend von der Größe 
der Eingriffsfläche und Art der Beeinträchtigungen, der Be- 
darf an Ausgleichsflächen zu bestimmen. Die Gesamt- 
flächen zum Ausgleich sind den Eingriffsflächen gegenüber- 
zustellen und zu begründen. 

4.7.3.2.1 Auswahl geeigneter Ausgleichsflächen 

Flächen und die dazugehörigen Maßnahmen zum Ausgleich 
müssen in ein naturschutzfachliches gesamträumliches Kon- 
zept eingebunden sein. Nur dann kann sichergestellt wer- 
den, dass sie tatsächlich zur Aufwertung ökosystemarer 
Funktionen beitragen und die Aufwertungsziele den Poten- 
zialen der jeweiligen Fläche und den örtlichen Zielen des 
Naturschutzes entsprechen. 

Ein solches gesamträumliches Entwicklungskonzept ist Be- 
standteil des örtlichen Landschaftsplans. Ausgleichsflächen 
und -maßnahmen können direkt aus dem Landschaftsplan 
abgeleitet werden unter Berücksichtigung und Abwägung 
anderer betroffener Belange. 

Wenn ein Landschaftsplan nicht vorlaufend erstellt wurde, 
muss in der Flächennutzungsplanung ein gesamträumliches 
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Ausgleichskonzept entwickelt werden. Dieses Konzept be- lung nicht abschließend ist und nach Bedarf ergänzt werden 
nennt Flächen, die als Flächen zum Ausgleich dargestellt kann. Sinnvoll ist die Ergänzung der jeweiligen Darstellung 
und vorgehalten werden sowie Entwicklungsziele für diese um den Zusatz „Ausgleichsfläche". 
Flächen. 

Grundlagen für ein gesamträumliches Ausgleichskonzept: 

Ausführliche Hinweise dazu enthält die vielfältige Literatur 
zur örtlichen Landschaftsplanung, an dieser Stelle sind des- 
halb nur die Grundprinzipien aufgeführt. 

- Lage der Ausgleichsflächen in den Naturräumen der Ein- 
griffe (Ausgleichsfunktion) und in Räumen mit besonde- 
rem Entwicklungsbedarf (Ersatz) 

- Lage der Ausgleichsflächen im räumlichen Zusammen- 
hang mit vorhandenen Biotopen (Biotopvernetzung, 
Flächenpools) 

- Orientierung an Art und Größe der erwarteten Eingriffe, 
betroffenen Schutzgütern, Funktionen, Biotopen, Arten 

- Orientierung an naturschutzfachlichen Zielen aus 
überörtlichen Plänen und Programmen (Landschaftsrah- 
menplan, Arten- und Biotopschutzprogramm) 

- Prioritäten der Umsetzung angeben 

Grundsätzliche Eignungskriterien für Flächen zum Ausgleich: 

- geringe bis mittlere ökologische Wertigkeit 
- biotisches Besiedlungspotenzial durch benachbarte Bio- 

tope (Vernetzung) 
- Aufwertungspotenzial für natürliche Schutzgüter 
- dauerhafte Sicherung 

1 V 1 Wald 1 

1 $ 5 Abs. 21 BauGB Möglichkeit der Zuordnung von Aus- 
gleichs- zu Eingriffsflachen 

$ 5 Abs. 2 Nr. 10 BauGB 

Im Erläuterungsbericht sollen zu jeder Fläche ein Entwick- 
lungsziel sowie gegebenenfalls Maßnahmen genannt wer- 
den. Abschließend sind Eingriffsflächen und Ausgleichs- 
flächen in der Gesamtdimension gegenüberzustellen. 

Flächen für Magnahmen zum Schutz, 
zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft 

Mindestanforderungen zum Nachweis der Ausgleichbarkeit 
der Eingriffe: 

Im Flächennutzungsplan: 

- Darstellung der Flächen zum Ausgleich 

Im Erläuterungsbericht: 

Ausgewählte Ausgleichsmaflnahmen im Flächennutzungs- - Dokumentation der Flächenauswahl (Ausgleichskonzept) 
plan - Benennung von Entwicklungszielen (und Maßnahmen) 

zu den jeweiligen Flächen 
- Gesamtflächenbilanz Eingriffe - Ausgleich Biotoptyp 

Wohn-, Gewerbe- und 
Verkehrsflachen 

FlieRgewasser 

WaldlForst 

1.andwirtschaftliche 
Nutzflachen 

4.7.4 Darstellungen zu Schutz und Entwicklung von Natur 
und Landschaft im Flächennutzungsplan 

Geeignete Ma~nahmenkomplexe zur 
Aufwertung 

- Umwandlung in extensive land- 
wirtschaftliche Nutzflächen 

- Uniwandlung in Grünflächen 
(insbesondere ohne Zweck- 
bestimmung) 

- Durchgrünung im Bestand 

- Gewässer- und Auerenaturierung 
- dauerhafte Herstellung von 

Retentionsflächen 

- Entwicklung naturraumtypischer 
Waldgesellschaften 

- Entwicklung von standorttypischem 
extensivem Grünland 

- Anlage von Feldgehölzen, Hecken 
- Anlage von Ackerrandstreifen 
- Anlage von Obstwiesen 
- Entwicklung von naturnahem Wald 

Jede planaufstellende Kommune ist verpflichtet, eine men- 
schenwürdige Umwelt zu sichern und die natürlichen Le- 
bensgrundlagen zu schützen und zu entwickeln ( $  1 Abs. 5 
BauGB). Dieses Entwicklungsgebot kann nur erfüllt wer- 
den, wenn Maßnahmen zur Verbesserung des Zustands von - 
Natur und Landschaft über den Ausgleich von Eingriffen 
hinaus durchgeführt werden. Dafür hat der Flachennut- 
zungsplan Vorsorge zu treffen und geeignete Flächen lang- 
fristig zu sichern. 

Dementsprechend sind 

- Flächen mit hoher naturschutzfachlicher Bedeutung, 
- Flächen, die eine hohe Bedeutung für einzelne oder meh- 

rere natürliche Schutzgüter haben (Grundwasserschutz, 
Erosionsschutz, Klima- und Lärmschutz, Arten- und Bio- 
topschutz usw.) 

- ~ l ä c h e n ,  die ein hohes natürliches Entwicklungspotenzial 4.7.3.2.2 Darstellungsmöglichkeiten zum Ausgleich') im 
aufweisen, 

Flächennutzungsplan 
- Flächen, die aufgrund ihrer Lage potenziell hohe Bedeu- 

Die ausgewahlten Ausgleichsflächen werden mit Hilfe der tung für den Biotopverbund besitzen 
nachfolgenden Kategorien dargestellt, wobei diese Aufzäh- - 

ebenfalls als Maßnahmenflächen nach $ 5 Abs. 2 Nr. 10 

1 )  Der Begriff Ausgleich umfasst im Sinne des Baugesetzbuches sowohl Ausgleich als auch Ersatz nach Naturschutzrecht. 
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BauGB, ggf. in Uberlagerung mit der beabsichtigten Nut- 
zung darzustellen. Daneben ist es zulassig und oft erforder- 
lich, weitere Kennzeichnungen und Symbole für die Umset- 
zung der Naturschutzziele zu entwickeln. Empfohlen wird 
die Ubernahrne geeigneter Zeichen aus der Veröffentli- 
chung „Planzeichen für die örtliche Landschaftsplanung" 
(Bundesamt fur Naturschutz 2000). Auch für diese Dar- 
stellungen ist eine flächendeckende Ermittlung und natur- 
schutzfachliche Bewertung des Ausgangszustandes erfor- 
derlich. 

Rechtliche Grundlagen von Eingriffsplanuilgen 
111-3 

Eingriffsregelung im Bebauungsplan 

1. Festlegung des 
~ntersuchungsrauinor 

1 2. Erfassung und Bewertung von 
Natur und Landschaft 

Plaiigeltungsbereich, ggf. 
rusätzlicher Virkraum 

K a ~ i t e i  4.8.1.1 

3. Ermittlung der planbedingten 
Wirkungen auf Naturhaushalt 
und Landschaftsbild 

4. Ermittlung der erheblichen 

4.8 Der Bebauungsplan 

4.8.1 Ökologische Optimierung des Bebauungsplans 

Kapitel 4.8.1.1,4.8.2 1 

Wenn ein Lantischaftsplan nicht vorlaufend oder zeitgleich 
erstellt wurde, muss in der Flächennutzungsplanung in Ab- 
Stimmung mit der Ausgleichskonzeption ein gesamträumli- 
ches Konzept für die Naturschutzbelange entwickelt wer- 
den. Das Gesaintkonzept ist im Erläuterungsbericht / in der 
Begründung darzulegen. 

sowie Festset~ung von Flachen 

Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Die Grundzüge der Nutzung sind bereits im 
Flächennutzungsplan dargestellt, dem die Festsetzungen 
des Bebauungsplans nicht widersprechen dürfen. 

Beeinträchtigungen von Natur- 
haushalt und Landschaftsbild 

- 

5. Vermeidung und Minimierung 
der Beeintrachtigungen 

6. Bewertung der noch 
Beeinträchtigungen 

7. Ermittlung des Ausgleichsbedarfs 

Während im Flächennutzungsplan die Vermeidung und 
flächenmäii'ige Minimierung von Eingriffen und die Vorbe- 
reitung der Kompensation im Vordergrund steht, hat der 
Bebauungsplan die Aufgaben der Eingriffsrninimierung in- 
nerhalb des Geltungsbereichs sowie des Ausgleichs zu er- 
füllen. 

Kapitel 4.8.1.1,4.8.2.1 

Kapitel 4.8.1.2, 4.8.1.3 

Kapitel 4.8.2.2 

Die Minimierung und der Ausgleich von Eingriffen setzt die 
vollständige Ermittlung der zu erwartenden Beeintrachti- 
gungen voraus, die nur auf der Basis eines Abgleichs der 
Wertigkeit des geplanten Zustands von Natur und Land- 
schaft mit der Wertigkeit des Ausgangszustands von Natur 
und Landschaft erfolgen kann. 

UVP und Eingriffsregelung 

Die Ermittlung der Beeinträchtigungen von Naturhaushalt 
und Landschaftsbild ist auch erforderlich bei Bebauungs- 
plänen, die eine Umu~eltverträglichkeitsprüfung umfassen. 
Werden Bebauungspläne im Sinne des $ 2  ( 3 )  Nr. 3 UVPG" 
aufgestellt, wird die Umweltverträglichkeitsprüfung ein- 
schließlich der Vorprüfung des Einzelfalls nach s 17 UVPG 
im Aufstellungsverfahren, und zwar nach den Vorschriften 
des Baugesetzbuches ( $  l a  sowie $ 2a BauGB) durchge- 
führt. 

Auch für diese Planungen ist die Eingriffsregelung anzuwen- 
den. UVP und Eingriffsregelung stehen jedoch in keinem 
Konkurrenzver.hältnis. Die UVP liefert vielinehr die Infor- 
mationen zu Art und Größe des Eingriffs, der planerisch zu 
bewältigen ist. 

I )  LVPG in der Fassung vom O.i.09.2001, (BGB!. I S. 2350 ff.) 

4.8.1.1. Planauswirkungen und Beeinträchtigungen des Na- 
turhaushalts und des Landschaftsbildes 

Typische Planungsinhalte, die in der Regel mit erheblichen 
Beeinträchtigungen des Naturhaushalts und Landschafts- 
bildes verbunden sind: 

- Hoch- und Tiefbaumaßnahmen (Gebaude, Straßen, 
überbaubare und versiegelbare Flächen) 

- Anlage und Betrieb von Straßen, Industrie- und Gewerbe- 
anlagen 

- Aufschüttungen und Abgrabungen (Deponien, Halden, 
Rohstoffgewinnung) 

- Freizeitanlagen und -nutzungen 

Die Ermittlung und Bewertung der Beeinträchtigungen, die 
für die Eingriffsbewältigung Voraussetzung ist, ist außer- 
dem Grundlage für die Abwägung über die Zulässigkeit des 
Projektes und einzelner Festsetzungen sowie für die Feststel- 
lung der Ausgleichserfordernisse. Zu  ermitteln sind 
zunächst alle Beeinträchtigungen, die zu erwarten sind, so- 
wie deren Dauer und Intensität. Bei der Bearbeitung emp- 
fiehlt sich das Vorgehen nach den einzelnen Scliutzgütern 
Arten und Biotope, Boden, Grund- und Oberflächenwasser, 
Klima und Luft (Naturhaushalt) sowie Laildschaftsbild und 
Erholung. 

Naturhaushalt 

Die Wirkungen von Eingriffen auf die landschaftsökologi- 
schen Verhältnisse sind sehr verschieden und deshalb immer 
einzelfallbezogen zu ermitteln. Sie hängen von der Art des 
Eingriffs, der Intensität, der Dimension sowie von der Emp- 
findliclikeit der betroffenen Landschaft gegenüber der je- 
weiligen Eingriffsplanung ab. 

Dies bedeutet, dass der Untersuchu~igsra~~in gegebenenfalls 
auch über das Plangebiet hinauszugehen hat (einzelfallbezo- 
gene Festlegung). Der Untersuchungsrauni umfasst den Be- 
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reich der zu erwartenden Beeinträchtigungen sowie die ner Elemente. Auf folgende häufige Beeinträchtigungen 
Flächen für Aus~leichsmai3nahmen. Es müssen auch rele- sind Pläne in der Regel zu urüfen: - 
vante Wechselwirkungen mit der Umgebung beachtet wer- 
den. - MaGstabverlust (Einfügung von Elementen in die Land- 

schaft, die die vorhandenen GröRenverhältnisse - oftmals 
Zur Beurteilung der Wirkungen ist es wichtig, zuerst die an- 
zutreffenden Okosysteme nach Kriterien wie Naturnähe, 
Repräsentanz, Artenvielfalt, landschaftliche und struktu- 
relle Vielfalt, Entwicklungsstufe, Seltenheit der Arten und 
Okosysteme sowie WiederhersteIlbarkeit zu beurteilen, um 
an Hand des vorliegenden Naturzustandes die negativen 
Auswirkungen eines Eingriffs bemessen zu können. 

Häufige Beeinträchtigungen: 

- Verlust bzw. Einschränkung der Funktionen von Boden, 
Wasser, KlimaJLuft und ArtenJBiotopen 

- Verlust der Naturnähe 
- Verringerung der Artenvielfalt 
- Verschlechterung der Lebensbedingungen für seltene, be- 

drohte Arten z. B. durch Standortveränderungen 
- Verringerung bzw. Verlust der landschaftlichen oder 

strukturellen Vielfalt, Habitatverlust 
- Verlust oder Abwertung von langfristig oder nicht wie- 

derherstellbaren Biotopen 
- Unterbrechung von Beziehungen zwischen Biotopen z.B. 

Barrieren zwischen Teilhabitaten einer Art, Barrieren in 
Zugkorridoren 

Landschaftsbild 

Asthetische Beeinträchtigungen der Landschaft hängen von 
deren ästhetischer Qualität, von deren visueller Verletzlich- 
keit und von der Intensität der Eingriffsmal3nahmen ab. 
Asthetik umfasst die Vielfalt an Wahrnehmungen (2.B. For- 
men, Farben), Dimensionen, Blickbeziehungen und Natur- 
erfahrungen. Das bedeutet, Beeinträchtigungen können 

die Kleinteiligkeit - durch Volumen oder Häufung spren- 
gen). 

- Oberflächenverfremdung (Oberflächengestaltung von 
Elementen in der Landschaft mit Formen, Farben, Textu- 
ren und Körpergliederungen, die nicht denen der Land- 
schaft entsprechen und daher auffällig und unharmo- 
nisch wirken). 

- Strukturstörung (Lage von Elementen in der Landschaft, 
die sich nicht an vorgegebenen landschaftlichen Leitlinien 
orientieren, wodurch die Elemente in unverhältnismäßi- 
ger Weise hervorgehoben werden). 

- Vielfaltverlust (Verlust an Formen, Farben, Elementen, 
Ansichten oder Herstellung groger, monotoner Land- 
schaftselemente). 

- Naturnäheverlust (Verlust naturnaher Biotope, Verstär- 
kung der technischen Landschaftskomponenten). 

- Bedeutungswandel (Mit der Einführung von Bauwerken 
und Anlagen in die Landschaft wird der grundlegenden 
symbolischen Bedeutung von Landschaft, nämlich der le- 
bensfördernden Versöhnlichkeit von Mensch und Natur, 
im Kern widersprochen). 

- Lärmbelästigung (Industrieanlagen, Gewerbebetriebe, 
Verkehr usw., insbesondere in Nachbarschaft zu Wohn- 
und Erholungsgebieten). 

- Geruchsbelästigung (emittierende Industrie, Verkehr, 
Mülldeponien, Tiermastanlagen usw., insbesondere in 
Nachbarschaft zu Wohn- und Erholungsgebieten) 

Die Gliederung in der nachfolgenden Tabelle kann zur Be- 
schreibung der Planwirkung genutzt werden. 

umso erheblicher ausfallen, je wertvoller die Landschaft in 4.8.1.2 Vermeidung und Minimierung von Beeinträchtigun- 
ästhetischer Hinsicht ist. gen 

Ästhetische Beeinträchtigungen sind der sinnlich-wahr- Vermeidung und Minimierung beginnen bereits beim 
nehmbare Widerspruch zwischen landschaftlicher Eigenart grundlegenden Entwurf des Plans und tragen zur Optimie- 
eines Ortes und dem technisch bedingten Charakter einzel- rung im Naturschutzsinne bei. 

1 Schutzeut Boden 1 

Typische Wirkfaktoren 

Eintrag von Nhhrstoffen und Schadstoffen 

- Verlust der Grundlage für Arten und Bio- 
tope, Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

- Erhöhter Oherflächenahfluss des Nieder- 
schlagswassers 

Mögliche Wirkungen und 
Beeinträchtigungen 

- Veränderung der Bodeneigenschaften und 
damit von Wasserhaushalt, Bewuchs, 
Fauna, Klima, Latidschaftsbild 

- Eutrophierung des Bodens durch Eintrag 
von Luftverunreinigungen und durch 
Auftrag von Boden bzw. Erdsubstanz, 
Müll und sonstigen Ablagerungen 

- Verlust der Pufferfunktion gegen Stoff- 
eintrag 

Möglichkeiten der Vermeidung und 
Minimierung 

- Erhalt aller für dns Sshutzgut wertvolleti 
Flächen 

- Begrenzung der (;esaintversiegelung 
- Mehrgeschossba~i 
- Begrenzung der Erschlieijung 

- Minimierung der Einissionen 
- Schutzpfiaiizuiig~ii 
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I Typische Wirkfaktoren Mögliche Wirkungen und 
Beeinträchtigungen 

Möglichkeiten der Vermeidung und 
Minimierung 

1 Bodenverdichturig - Irreversible Zerstörung der Bodenstruk- 
tur, des Wasserspeichervermögens 

- Schutzmaßnahmen in der Bauphase 
- Nutzungseinschränkung 
- Besucherlenkung 

Erosion durch Reliefänderung, 
Vegetationsabtrag, Nutzung 

- Verlust von Oberbodenschichten 
- Erhöhte Reliefdynamik 
- Gefahr der Bodenaushagerung, des 

Windwurfs und des Rindenbrands durch 
das Aufreißen von geschlossenen Gehölz- 
beständen 

- Erhalt bzw. Modellierung naturraum- 
typischer Oberflächenformen 

- Entwicklung einer dauerhaften 
Vegetationsdecke 

Schutzgut Arten und Biotope ~ 
Bauliche Anlagen, Versiegelung, 
Bodenauf- und -abtrag 

- Direkter Verlust von Lebensraum für 
Pflanzen und Tiere 

- Zerschneidung von Populationen, 
Lebensräumen, räumlichen Beziehungen, 
Verinselungen 

- Verlust von Arten durch Unterschreiten 
der Minimalareale oder Verlust wichtiger 
Teillebensräume 

- Begrenzung der Gesamtversiegelung 
- Mehrgeschossbau 
- Begrenzung der Erschließungsfläche 
- Begrenzung des Baufeldes 
- Erhalt aller für das Schutzgut 

wertvollen Flächen (ABSI: Landschafts 
planung ) 

- Okologischer Verbund von Lebens- 
räumen 

Eintrag von Nahrstoffen und Schadstoffen - Verschiebung des Artenspektrums 
- Verlust seltener, gefährdeter und 

schützenswürdiger Arten und Biotope 
- Begünstigung von Neophyten und 

„Allerweltsarten" 
- Vertreibung seltener, spezialisierter 

Arten 

- Minimierung der Emissionen 
- Vermeidung emissionsintensiver 

Nutzungen in der Nähe nährstoffarmer 
Biotope 

- Pufferflächen 
- Schutzpflanzen 

Lärm und Licht, bau- und 
nutzungsbedingt 

1 Erholungsnutzung, Verkehr 

- Störung der Fauna, Vertreibung 
- Verschiebung des Artenspektrums 
- Verlust von Arten durch Entwertung von 

Habitaten 

- Störung der Fauna 
- Trittschäden, Veränderung der 

Vegetationszusammensetzung 
- Unfalltod von Tieren 

- Bauphasen außerhalb der 
Vogelbrutzeit 

- Vermeidung lärmintensiver Nutzungen in 
empfindlichen Bereichen 

- Pufferflachen 
- Lärmschutzmaßnahmen 
- Verwendung spektrumsreduzierter 

Lampen 
- Sicherung von nächtlichen Ruhezeiten 

- Besucherlenkung 
- Begrenzung der Erschließung 

1 Schutrgut Wasser ~ 
Versiegelung, Abtrag der Deckschichten, 
Tiefbaumaßnahmen 

- Veränderung der Grundwasserneubil- 
dung 

- ~ b s e n k u n ~  des Grundwasserspiegels 
- Veränderung des Oberflächenabflusses 

- Begrenzung der Gesamtversiegelung 
- Sammlung des Niederschlagswassers 

als Brauchwasser 
- Rückhaltung des Niederschlagswassers 

zur Versickerung 

Stoffeintrag in Grundwasser, 
Grundwasserentnahme 

- Verunreinigung des Grundwassers, un- 
kontrollierbare Verbreitung der Stoffe 

- Beeinträchtigung der Trinkwasserqualität 
- Veränderung GW-Flurabstand, 

GW-Strömung 

- Vermeidung von Baumaßnahmen auf 
empfindlichen Flächen (geringer 
GW-Flurabstand, Vorbelastung) 

- Bodenabdichtung bei Verunreinigungs 
gefahr 

- Einbau von Schutzeinrichtungen 
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Planung und Umsetzung 

Stofieintrag in Oberflachengewässer 

1 Bodenverdichtung 

Minimierung 
Typische Wirkfaktoren 

1 
Mögliche Wirkungen und 
Beeinträchtigungen 

- Veränderung des Wasserspeicher- 
vermogens, der Scliadstoffpufferuiig 

- Veränderung der 
Verdunstungsraten 

- Verunreinigung des angrenzenden Ober- 
flächenwassers 

- Veränderungen des Niihrstoffhaushaltes 
und der Wasserqualitat 

- Veranderung der Artenzusammensetzung 
inlam Gewässer 

- Schutzmaßnahineii in der Bauphase 
- Nutzungseinschrankiing 1 

- Minimierung der Emissionen 
- Vermeidung emissionsintensiver Nutzun- 

gen in der Nähe von Gewässern 
- Schutzpflanzungen 
- Sammlung des Niederschlagswassers als 

Brauchwasser 
- Rückhaltung des Niederschlagswassers 

zur Versickerung 
- Technische MaBnahtuen wie L.B. 

Olahscheider 

Schutzgut Klima/Luft 
I I 

Aufschüttungen/Baiikörper in Fließgewäs- 
seraue 

Hochhauten 
Versiegelung 

- Gesundheitliche Beeinträchtigung der 
Anwohner durch: 

- Behinderung des Luftaustausches 
- Veränderung des Bestandesklinias von 

schattig/luftfeucht zu sonnig, heii3, 
trocken 

- Verkleinerung des Retentionsraumes 
- Erhöhung der Hochwassergefahr 

Verdichtung von Wald, Gewassern 
Aufforstung im Offenland 

- Unterlassen aller BaumaRnahrnen in 
Auen (Ziel der Raumordnung) 

Eintrag von Schadstoffen in die Luft 

- Verlust von Kalt- und Frischluftentste- 
hungsgehieten 

- Gesundheitliche Beeinträchtigungen der 
Anwohner 

- Gesundheitliche Beeiriträchtigungen der 
Anwohner 

- Zerstörung naturnaher Biotope und cha- 
rakteristischer Vegetationszusammenset- 
zungen 

- Belastund der angrenzenden Gebiete 
durch Lärm. Staub und Rauch 

- Vermeidung von Querbauten in I.üf- 
tungsbahnen 

- Begrenzung der Versiegelui~g 
- Erhalt oder Wiederherstellung von 

Vegetation 

- Erhalt von klimatisch bedeutsamen 
Flächen und Vegetationsbeständen 

- Minimierung der F.missioiien 
- Vermeidung ernissionsiiiteiisiver 

Nutzungen in Siedluiigsiiähe 
- Vermeidung emissioiisintensiver 

Nutzungeii in der Nähe nährstoffarrner 
Biotope 

- Pufferflächen 
- Schutzpflanzungeti 

Schutzgut Landschaftsbild/Erholung 1 

Industrieanlagen, C;ewerheaiilagen, Hotels, 
Parkplätze, Masten, Zäune und Mauern 

1 Baukör~er  von Straßen und Schienen 

- Maßstabverlust durch voluminöse, 
überdimeiisioiiierte, uiiangepasste 
Bauweise 

- Sichtbehinderung 
- visuelle Zerschneidung 
- Eigenartverlust der 12aildschaft, 

insbesondere bei Bebauung exponierter 
Lagen 

- Oberflächenverfrernduiig 
- Eigenartverlust durch unaiigepasste Lini- 

enführung, Trassenverlauf ohne Rück- 
sicht auf landschaftliche Leitlinien 

- monotone Gestaltung 
- Zerschiieidung oder Abschneidung von 

Landschafts-/Erholungsräumeii 

- Berücksichtigung von Proportionen, 
Maßstäben, Sichtbeziehungen 

- Kerücksichtiguiig der natürlichen und 
kulturhistorischeii Eigenart bei Bebauune 
und Gestaltung 

- Verwendung orttypischer Rauiilaterialieii 
und -formen 

- landschaftsgerechte Liiiienfuhrung und 
Gestaltung 

- Erhalt von erholungsrelevanten 
Wegeverhiildungen 
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Typische Wirkfaktoren 

Großflächige Plaiiierungen, Aufschüttun- 
gen, Überschüttungen, Reliefveränderun- 
gen, Versiegelung 
Technische Baumaterialien, künstliche 
Farben, Texturen, Belage, Signalfarben 

Mögliche Wirkungen und 
Beeinträchtigungen 

- Oberflächenverfremdung 
- Eigenartverlust des Landschaftsraumes 
- Verlust von Reliefvielfalt 
- Zerstörung typischer Nutzungsstruktu- 

ren und Landschaftshilder 

Möglichkeiten der Vermeidung und 
Minimierung 

- Berücksichtigung der natürlichen und 
kulturhistorischen Eigenart bei der 
Gestaltung 

- Verwendung orttypischer Baumaterialien, 
-formen und Farben 

- Erhalt bzw. Wiederherstellung des natur- 
raumtypischen Reliefs 

Entfernen von Biotopen, insbesondere 
Wald, Grünland, Kleinstrukturen 

1 Bepflanzung mii: standortfremden Gehölzen 

Stoffemissionen 
Lärmemissionen 

- Zerstörung naturnaher Landschaftsein- 
drücke 

- Eigenartverlust des Landschaftsraumes 
- Vielfaltverlust 
- Entwertung oder Verlust von Wohn-, Auf- 

enthalts- und Erholungsräumen 

- Erhalt bzw. Ersatz charakteristischer 
Landschaftselemente 

- Minimierung der Eingriffsfläche 
- Landschaftsgerechte Neugestaltung des 

Landschaftsbildes 
- Standortheimische Bepflanzung 

4.8.1.3 Festsetzungen zur Vermeidung und Minimierung 

- Gesundheitliche Beeintrachtigungen der 
Anwohner und Nutzer 

- Entwertung oder Verlust von Wohn-, Auf- 
enthalts- und Erholungsräumen 

Festsetzungen, die der Vermeidung oder Minimierung ein- 
zelner Beeinträchtigungen dienen, müssen sich im Rahmen 
des S 9 BauGF: bewegen. Folgende textliche und kartogra- 
phische Festsetzungen können insbesondere zur Begren- 
zung des Eingriffs beitragen: 

- Vermeidung emittierender Gewerbe in 
Wohn- und Erholungsräumen 

- Minimierung der Emissionen 
- Schutzpflanzungen 
- Pufferflächen 

- Größe des BaugebietsIDimension der Erschließung 
- Lage und A~isrichtung überbaubarer Flächen 
- Maß der baulichen Nutzung 
- Beschränkung zulässiger Nebenanlagen 
- Ausschluss bestimmter, sonst nach Baunutzungsverord- 

nung zulässiger Nutzungen 
- Begrenzung der Neuversiegelung 
- wasserdurchlässige Wege- und Platzbefestigungen 
- Flächen für Regenwasserrückhaltung 
- Erhalt vorhandener Vegetationsflächen, Erhalt von Ein- 

zelbäumen 
- Flächen für naturnahe Entwicklung 
- Flächen für Bepflanzung, Pflanzgebote 
- Dachbegrünung, Fassadenbegrünung 
- Lärm- und Immissionsschutzmaßnahmen 

4.8.2 Planerische Eingriffsbewältigung 

Trotz Standort- und Planoptimierung sind die meisten Be- 
bauungsplanungen mit Eingriffen in Natur und Landschaft 
verbunden. Diese Eingriffe sind laut Baugesetzbuch durch 
AusgleichsmaRnahmen zu kompensieren. Zum Nachweis 
des Ausgleichs sind verschiedene Arbeitsschritte zu leisten, 
die in den nachfolgenden Kapiteln erläutert werden. 

4.8.2.1 Ermittlung der verbleibenden unvermeidbaren Be- 
einträchtigungen der Schutzgüter 

- Auf der Basis der Erhebungen, die mit dem Ziel der Vermei- 
dung und Minimierung gemacht worden sind, erfolgt eine 
abschließende Auflistung und Quantifizierung der verblei- 

benden Beeinträchtigungen, die nicht vermeidbar sind und 
die bereits auf ein notwendiges Maß reduziert wurden. Bei 
Übereinstimmungen genügt hier meist ein Verweis auf die 
Erhebung der Beeinträchtigungen. Zu jeder Auswirkung 
bzw. Beeinträchtigung ist die betroffene Fläche anzugeben. 

4.8.2.2 Bewertung der Beeinträchtigungen 

Die zugeordnete Wertigkeit des Ausgangszustandes von Na- 
tur und Landschaft bzw. der erfassten Funktions- und Wert- 
elemente ist ein wichtiges Kriterium zur Bewertung der Be- 
einträchtigungen und deshalb darzulegen. Hierzu bedarf es 
der Einschätzung des Ausgangszustands aller natürlichen 
Schutzgüter auf der Basis einer aktuellen Biotoptypenkar- 
tierung. Zu jedem Schutzgut sollen die wertgebenden Ele- 
mente und Funktionen ermittelt werden. D.h., dass 2.B. für 
das Schutzgut Arten und Biotope u.U. auch Leitarten oder 
seltenelgefährdete Arten aufgenommen werden müssen, um 
zu einer kompetenten Bewertung zu gelangen. Hierbei sind 
die überörtlichen Ziele und Programme des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege sowie die naturschutzfachlichen 
Bewertungskriterien zu berücksichtigen. Die Bedeutung von 
Einzelflächen und des Plangebietes ist für jedes Schutzgut 
getrennt darzulegen (allgemeine oder besondere Bedeu- 
tung). Dabei haben diejenigen Funktions- und Wertele- 
mente, die natürlich oder naturnah ausgeprägt oder die sel- 
ten oder gefährdet sind, eine besondere Bedeutung. Hierzu 
zählen 2.B.: 

- Bereiche ohne oder mit geringen anthropogenen Boden- 
veränderungen, 

- Vorkommen seltener Bodentypen, 
- Kulturhistorisch bedeutsame Böden, 
- Böden mit hoher Eignung für die Entwicklung besonde- 

rer Biotope (Extremstandorte). 
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Planung und Umsetzung 

Wasser 

- Naturnah ausgeprägte Oberflächengewässer und Gewäs- 
sersysteme einschließlich ihrer natürlichen oder tatsächli- 
chen Ubers~hwemmun~s~ebiete ,  

- Oberflächengewässer mit natürlicher Wasserbeschaffen- 
heit, 

- Vorkommen von Grundwasser in seiner natürlichen Be- 
schaffenheit und Gebiete, in denen sich dieses neu bildet. 

Luft 

- Gebiete ohne oder mit geringer Schadstoffbelastung, 
- Frischluft- und Kaltluftleitbahnen, insbesondere zwi- 

schen unbelasteten und belasteten Bereichen, 
- Gebiete mit Luft verbessernder Wirkung (2.B. Staubfilte- 

rung, Klimaausgleich), 
- Besondere standortspezifische Strahlungsverhältnisse. 

Pflanzen und Tiere 

- die naturlichen und naturnahen Lebensräume mit ihrer 
speziellen Vielfalt an Arten und Lebensgemeinschaften 
einschließlich der Räume, die bestimmte Tierarten für 
Wanderungen innerhalb ihres Lebenszyklus benötigen, 

- Gebiete, die Lebensraum oder Teillebensraum für Pflan- 
Zell- und Tierarten sind, die in Roten Listen bundes- oder 
landesweit aufgeführt sind bzw. die in $ 10 Abs. 2 Nr. 10 
BNatSchG als besonders geschützt genannt sind, 

- Flächen, die sich für die Entwicklung hochwertiger Le- 
bensräume besonders gut eignen und für die langfristige 
Sicherung der Artenvielfalt benötigt werden, 

Landschaftsbild 

- Natürliche und naturnahe, großräumige Ausprägungen 
von Gestein, Boden, Gewässer, Luft 

- Kulturhistorisch bedeutsame Landschaften, Landschafts- 
teile und -bestandteile (traditionelle Landnutzungs- oder 
Siedlungsformen) 

- Markante geländemorphologische Ausprägungen (2.B. 
ausgeprägte Hangkanten, Hügel), 

- Naturhistorisch bzw. geologisch bedeutsame Land- 
schaftsteile und -bestandteile, 

- Natürliche und naturnahe Lebensräume mit ihrer spezifi- 
schen Ausprägung an Formen, Arten und Lebensgemein- 
schaften (z.B. Auwälder, Bachtäler), 

- Struktur bildende natürliche und naturnahe Landschafts- 
elemente (z.B. Hecken, Baumgruppen, typisches Kleinre- 
lief), 

- Gebiete mit kleinflächigem Wechsel der Nutzungsarten 
und -formen (2.B. Gebiete mit Realteilung). 

Naturschutzfachliche Bewertungsmaßstäbe für Beeinträch- 
tigungen sind in der Regel 

- der Ausgangszustand von Natur und Landschaft 
- die Funktionsfähigkeit der natürlichen Schutzgüter 
- örtliche Ziele und Erfordernisse von Naturschutz und 

Landschaftspflege, Entwicklungsziele 

Bewertungskriterien (2.B. Naturnähe, Artenreichtum, 
Waldflächenanteil) sind mit den naturschutzfachlichen ört- 
lichen oder allgemeinen Zielen zu verknüpfen (z.B. Erhalt 

der Naturnähe, Sicherung des Artenspektrums, Erhöhung 
des Waldflächenai~teils). Beispiele: 

- Naturschutzfachliches Ziel ist der Erhalt einer naturna- 
hen Bachaue mit extensiver Grünlandnutzung in den 
Uberschwemmungsgebieten. Ein Bauvorhaben in der Aue 
ist dann als erheblicher Eingriff mit hohen Beeinträchti- 
gungen zu werten. 

- Ziel ist die Sicherung der Grundwasserneubildungsfunk- 
tion eines Offenlandbereiches. Ein kleines Bauvorhaben 
mit geringem Versiegelungsgrad kann dann als verhält- 
nismäßig geringe Beeinträchtigung bewertet werden. 

- Erklärtes Ziel ist die Vermehrung des Waldanteils in der 
Gemeinde. Die Bebauung von Waldflächen oder potenzi- 
ellen Aufforstungsflächen wäre eine erhebliche und große 
Beeinträchtigung. 

Alle benutzten Ziele und Bewertungskriterien sowie die 
daraus abgeleitete Bewertung sind zu begründen und nach- 
vollziehbar zu dokumentieren. 

Aus der Differenzierung zwischen Funktions- und Wertele- 
menten besonderer und allgemeiner Bedeutung ergeben sich 
nicht schon automatisch die Entscheidungen über die Er- 
heblichkeit von Beeinträchtigungen. Vielmehr bedarf es für 
diese Entscheidung einer vorhabensbezogenen Wirkungs- 
untersuchung. 

Bei der Bewertung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushal- 
tes sind auch potenzielle Funktionen zu berücksichtigen, die 
vorhanden sind, aber aufgrund von Belastungen nicht ihre 
optimale Ausprägung erlangen (z.B. potenzielle Biotopver- 
bundfunktion aufgrund der Lage und GröiSe; Biotopent- 
wicklungspotenzial aufgrund von geeigneten Boden- und 
Wasserverhältnissen usw.). 

Angaben zur Entwicklungsfähigkeit der einzelnen Schutz- 
güter sind in der Regel der Landschaftsplanung zu entneh- 
men. 

Eine Beeinträchtigung des Naturhaushaltes ist erheblich, 
wenn sie deutlich spürbar negativ auf dessen Funktions- 
fähigkeit einwirkt (Funktionsminderung des ökologischen 
Beziehungsgefüges). 

Die umfassende Erfassung und Bewertung aller verbleiben- 
den Auswirkungen der unvermeidbaren Eingriffe in Natur- 
haushaltsfaktoren und das Landschaftsbild einschließlich 
ihrer Wechselwirkungen untereinander sowie mit der Um- 
gebung des Plangebietes ist Grundlage für die Eingriffspro- 
gnose. 

Außerdem bereitet die Eingriffsprognose bereits Entschei- 
dungen über Art und Umfang der Flächen und Maßnahmen 
zur Kompensation vor. Ein Anspruch auf Vollständigkeit 
der Prognose der Beeinträchtigungen bis ins Detail ist dar- 
aus nicht ableitbar. Die Informationsquelle muss jedoch 
ausreichend sein, um eine rechtsfehlerfreie Gewichtung der 
Belange von Natur und Landschaft zu gewährleisten. 

Die Kommune ist somit gehalten, sich umfassende und fach- 
lich fundierte Kenntnisse über den ökologischen Wert der 
betroffenen Flächen für den Naturhaushalt ~ i n d  das Land- 
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schaftsbild zu verschaffen und zwar durch eine zur Planung 
zeitnahe Bestandsaufnahme, sinnvoller Weise gestützt auf 
entsprechende inhalte eines Landschaftsplans. 

Auch wenn die Eingriffsprognose zu dem Ergebnis führt, 
dass durch die Bauleitplanung keine zusätzlichen Eingriffe 
auf bestimmte Schutzgüter vorbereitet werden, ist dies im 
Erläuterungsbericht bzw. in der Begründung zum Bebau- 
ungsplan darzulegen, um damit den Nachweis der Anwen- 
dung der Eingriffsregelung zu führen. 

Unter Umständen kann durch die Bewertung der geplanten 
Eingriffe deutlich werden, dass ein Plan trotz Minimierung 
mit sehr erheblichen Beeinträchtigungen verbunden ist. 
Dann ist das Planungsziel auf mögliche Alternativen zu prü- 
fen. 

Bereits getroffene, den heutigen Erfordernissen aber nicht 
mehr Rechnung tragende Raumnutzungsentscheidungen 
sind zu überdenken, da gestiegene Anforderungen an die 
Berücksichtigung umweltbezogener Belange in der Bauleit- 
planung durchaus ein auf S 1 (3)  BauGB beruhendes Pla- 
nungsbedürfniqi auslösen können. 

Mindestanforderungen an Bestandserfassuilg: 

- schutzgutbezogene Erfassung des Ausgangszustandes 
von Natur und Landschaft 

- flächendeckende Biotoptypenkartierung im Planbereich 
- Einschätzung des Artenspektrums von Flora und Fauna 
- erforderliche Erfassung des Artenspektrums 
- Ausprägung der abiotischen Schutzgüter 
- Benennung von Erfassungsmethodik und Informations- 

quellen 
- Dokumentation relevanter örtlicher Ziele und Erforder- 

nisse des Naturschutzes 
- Dokumentation der Bewertungskriterien 
- schutzgutbezogene Bewertung des Ausgangszustandes 

von Natur und Landschaft 

Schutzgut (2.B. Klima) 
Bedeutung des Schutzguts (allgemeine/besondere 

Bedeutung) 
Wertgebende E,lemente (z.B. Grunland - 
und Funktionen Kaltluftproduktion) 

Mindestanforderungen an die Eingriffsbewertung: 

- Benennung .lller unvermeidbaren erheblichen bzw. nach- 
haltigen Beeinträchtigungen 

- Dokumentation der Bewertungskriterien 
- schutzgutbezogene Bewertung der ermittelten unver- 

meidbaren Beeinträchtigungen 

Schutzgut 

Auswirkung - Beeinträchtigte Werte/Funktionen - Wertung 
(z.B. vollständige Uberbauung des Grünlands - Verlust der 
Kaltluftproduktion - hohe Beeinträchtigung) 

Gesamtbeeinträchtigung des Schutzgutes 

4.8.2.3 Möglichkeiten des Ausgleichs 

4.8.2.3.1 Ausgleiclisn~aßnahmen im Bebauungsplan 

Ausgehend von den unvermeidbaren erheblichen Beein- 
trächtigungen werden schutzgutbezogen Maßnahmen zum 
Ausgleich entwickelt. 

Ein Ausgleich wird dann erzielt, wenn alle erheblich beein- 
trächtigten Funktionen und Werte zeitnah wiederhergestellt 
werden, wenn also keine erheblichen Beeinträchtigungen 
des Naturhaushalts und des Landschaftsbildes zurückblei- 
ben. 

Anzustreben ist grundsätzlich der funktionale und vollstän- 
dige Ausgleich. Sind die Beeinträchtigungen nicht oder 
nicht vollständig ausgleichbar, so werden Ersatzmaßnah- 
men festgelegt. 

Ersatzmaßnahmen beinhalten eine gezielte Aufwertung der 
natürlichen Schutzgüter, jedoch im Gegensatz zu Aus- 
gleichsmaßnahmen ohne unmittelbaren funktionellen oder 
flächenmäßigen Bezug zum Eingriff. Alle anderen fachli- 
chen Anforderungen an Ausgleichsflächen und -maßnah- 
men gelten auch für den Ersatz. 

Im Baugesetzbuch sind Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 
unter dem Begriff Ausgleich zusammengefasst. In Anwen- 
dung der Eingriffsregelung nach Bundesnaturschutzgesetz 
( $  l a  Abs. 3 BauGB) ist dennoch die Reihenfolge Vermei- 
dung - Minimierung - Ausgleich - Ersatz zu beachten. Das 
heißt, Maßnahmen im räumlichen und funktionalen Zu- 
sammenhang zum Eingriff sind grundsätzlich mit höherem 
Gewicht in die Abwägung einzustellen, da sie den natur- 
schutzfachlichen Erfordernissen in besonderem Maße ent- 
sprechen. 

Geeignete Flächen mit dazugehörigen Maßnahmen zum 
Ausgleich können in der Regel aus dem Flächennutzungs- 
plan in Verbindung mit dem Landschaftsplan entnommen 
werden. Andernfalls muss im Zuge der Bebauungsplanung 
ein Ausgleichskonzept entwickelt werden. Dazu können an- 
dere Naturschutzfachpläne oder -gutachten (Landschafts- 
rahmenplan, Arten- und Biotopschutzprogramm) herange- 
zogen werden. 

Ausgewählte Ausgleichsmaßnahmen im Bebauungsplan 

Biotoptyp Geeignete Maflnahmenkomplexe 
zur Aufwertung 

Versiegelte Fläche 

Bebaute Flächen 

- Entsiegelung 
" 

- natürliche, standortgerechte Entwicklung 
durch Sukzession 

- Entwicklung von extensiv genutztem 
Grütiland 

- Entwicklung voti naturnahem Wald 
(bedingt, da hoher Aufwand und lange 
Entwicklungszeit) 

- Dachbegrünungen 
- Fassadenbegrünungen 
- Maßnahmen zur Förderung einzelner 

Tierarten 
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- Anlage von Baumreihen, Alleen, Einzel- 
baumen, Hecken 

- Beseitigung baulicher Barrieren in Frisch- 
luft- und Kaltluftleitbahnen 

Fließgewasser - Ausformung einer naturnahen dynami- 
schen Gewässermorphologie 

- Rückbau von Fließbettbefestigungen 
- Herstellung der Sohlendurchgängigkeit 
- Offnen von Verrohrungen, Durchlässen 
- Entwicklung naturnaher Ufer- und 

Auegesellschaften 
- Herstellung von Retentionsräumen 

- Umbau von Monokulturen zu naturraum- 
typischem naturnahem Wald mit stand- 
ortgerechten, heimischen Arten 

- Ausforrnung eines Waldrnantels 
- großflächiges Zulassen einer natürlichen 

Waldentwicklung 
- Rückbau von Forstwegen 

Intensive 
landwirtschaftliche 
Nutzflächen 

- Entwicklung von extensiv genutztem 
Grünland entsprechend den natürlichen 
Standortbedingungen 

- Anlage von Feldgeholzen, Hecken 
- Anlage von Ackerrandstreifen 
- Anlage von Obstwiesen 
- Entwicklung von naturnahem Wald 
- Wiedervernässung, Rückbau von 

Entwässerungssystemen 
- Anlage von naturnahen Stillgewässern 

Rohböden", 
Aufschüttungen 

- natürliche standortgerechte Entwicklung 
durch Sukzession 

- Entwicklung von extensiv genutztem 
Grünland 

- Entwicklung von naturnahem Wald 

Naturferne 
Stillgewässer 

- Entfernen von Uferbefestigungen 
- Entwicklung von Flachwasserzonen 
- Entwicklung von typischen Feucht- und 

Nassbiotopen 

'' Gemeint sind über Rohbödeil im bodenkundlichen Sinne hinaus 
auch Böden ohne Vegetationsdecke sowie gestörte oder geschüttete 
Böden und Erdmassen. 

Ziel ist es, anstelle einer jeweiligen „Restflächenverwertung" 
zu einem ökologischen Gesamtkonzept im  Geltungsbereich 
eines Bebauungsplans zu kommen. Damit  können wesent- 
lich höhere positive Effekte für den Naturhaushalt erzielt 
werden als durch Begrünung auf isolierten kleinen Rest- 
flächen. Sowohl Erhaltungs- als auch Entwicklungsmaß- 
nahmen sind vor allem im Flächenverbund wirksam. Wenn 
also sinnvolle Maßnahmen innerhalb des Plangebietes nicht 
möglich sind, muss der Suchbereich für Ausgleichsflächen 
erweitert werden. 

Mindestanforderungen zum Ausgleich: 

- Erläuterung der Ausgleichbarkeit der Beeinträchtigungen 
- Ableitung der Ausgleichsmaßnahmen von den Beein- 

trächtigungen 

- Erläuterung der Maßnahmen und deren Ausgleichswir- 
kung 

- Benennung von Ersatzmaßnahmen für nichtausgleich- 
bare Beeinträchtigungen und Erläuterung von deren Wir- 
kungen auf Naturhaushalt und Landschaftsbild 

- Gegenüberstellung Eingriff - Ausgleich (Ausgleichsnach- 
weis) 

MaRnahme zum Ausgleich 1 
Fläche: I Laae. Größe 1 Flächenzustand: 

1 Ausgleich: 

1 Umsetzung: 

Bestand Biotoptypen, abiotische Standortfak- 
toren 
Bewertung der Bedeutung der Flache für den 
Naturhaushalt 

Maßnahmenbeschreibung 
Entwicklungsziel (Biotoptyp, Zielarten) 
langfristige Sicherung 

Wirkungen auf den Naturhaushalt I 
das Landschaftsbild 
erzielte Aufwertung der natürlichen 
Schutzgüter 
Zuordnung der Magnahme zum Eingriff 

Zeitpuilkt der Durchführung 

4.8.2.3.2 Flächen- und  Maßnahmenbevorratung 

Infolge der Neuregelungen des Baugesetzbuches von 1998 
sind Ausgleichsflächen räumlich nicht an  den unmittelbaren 
Plangeltungsbereich gebunden. Sie sind sowohl räumlich als 
auch inhaltlich flexibel. Hinzu kommt die zeitliche Flexibi- 
lisierung insofern, als dass im Vorhinein durchgeführte und 
dokumentierte Aufwertungsmaßnahmen für spätere Ein- 
griffe als Ausgleich angerechnet werden können. Damit sind 
die rechtlichen Voraussetzungen gegeben für folgende In- 
strumente: 

- Flächenpool 
Ankauf eines größeren zusammeiihängenden Flächenkon- 
tingents, z. B. bei Nutzungsaufgabe, und Bereitstellung für 
Naturschutzmaijnahmen 

- Maßnahmenpool  
Flächenpool, auf dem bereits Aufwertungsmaßnahnien 
durchgeführt werden, die verschiedene Eingriffe ausglei- 
chen oder später für den Ausgleich von Eingriffen aiigerech- 
net werden können 

- Ökokon to  des Saarlandes 
(Erlass des Ministeriums für Umwelt, Energie und Verkehr 
vom 1. Januar 1998) 

Das Landes-Okokonto beinhaltet Maßnahmen zur Aufwer- 
tung des Naturhaushaltes bzw. des Landschaftsbildes, die 
von Projektträgern freiwillig durchgeführt und eingebucht 
werden und vom (gleichen oder anderen) Projektträger bei 
Bedarf zum Ausgleich von Eingriffen erworben und abge- 
bucht werden können. 
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- Kommunales Ökokonto 
Jede Gemeinde kann ein eigenes Okokonto führen, bei dem 
sie selbst Maßnahmen ein- und abbucht. Empfehlenswert 
und hilfreich ist eine Anlehnung an die Systematik des Lan- 
des-Ökokontos und die frühzeitige Abstimmung mit der zu- 
ständigen Unteren Naturschutzbehörde. Im Falle der A~if- 
stellung eines Bebauungsplans, bei dem der Nachweis der 
Eingriffskompensation durch Inanspruchnahme von Maß- 
nahmen eines kommunalen Ökokontos geführt wird, ist 
selbstverständlich ein nachvollziehbarer „Kontoauszug" 
vorzulegen. 

Ablaufschema Ökokonto 
Auch räumlich und zeitlich flexible Ausgleichsmaßnahmen 
müssen in der Bebauungsplanung die fachlichen Vorausset- 
zungen erfüllen und festgesetzt, langfristig abgesichert, ein- 
deutig zugeordnet und begründet werden! 

Vorteil aller dieser Instrumente für den Planungsträger ist 
die bedarfsgerechte Verfügbarkeit von Kompensationsmaß- 
nahmen und damit die Beschleunigung der Planverfahren 
sowie die Kostenersparnis, sofern Flächen vorausschauend 
und ohne Zeitdruck günstig erworben werden können. Zu- 
dem wird bei vorangeschrittener Entwicklung der Kompen- 
sationsflächen bei Abbuchung ein zusätzlicher Wertbonus 
angerechnet. Für den Naturschutz bestehen Vorteile insbe- 
sondere in der höheren Wirksamkeit großer, zusammenhän- 
gender Maßnahmen. Eine vollständige Kompensation von 
Eingriffen ist aufgrund der örtlichen und zeitlichen Flexibi- 
lisierung der Eingriffsregelung im Baugesetzbuch möglich. 

4.8.2.4 Festsetzung von Flächen und Maßnahmen zum 
Ausgleich 

Flächen und Maßnahmen zum Ausgleich können durch 
zeichnerische oder textliche Festsetzungen .gesichert wer- 
den. In Frage kommen: 

$ 9 Abs. 1 hTr. 10 BauGB Flachen, die von Bebauung freizu- 
halten sind 

$ 9 Ahs. 1 Nr. 14 BauGB Flächen für die Ruckhaltung und 
Versickerung voll Niederschlags- 
Wasser 

1 $ 9 Abs  1 Nr. 15 BauGB Grünflächen (öffenrlich/privat) 
Angabe der Zweckbestimmung 

$ 9 Abs. I h r .  16 BauGB Wasserflächen T- P 
$ 9 Abs. 1 Nr. 18 alb 
BauGB i.V.m. 

I \ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

1 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Flächen für die Landwirtschaft / 
für Wald i.V.m. Festsetzungen zum 
M a ß  der Nutzung (MaRnahmen) 

Flächen und Magnahmen zum 
Schutz, zur Pflege und zur Ent- 
wicklung von Boden, Natur und 
Landschaft 

Bäumen, Sträuchern und sonstigen 
Bepflanzungen I Bindung fur 
Bepflanzungen und die Erhaltung 

- 
$ 9 Abs. l a  BauGB 

Zuordnung von Ausgleichs- zu 

L Eingriffsflächen 

Die meisten Festsetzungen, insbesondere nach S 9 Abs. 1 
Nr. 10, Nr. 15 und Nr. 20 BauGB, erfordern zur Erlangung 
hinreichender Bestimmtheit die Uberlagerung mit einer der 
anderen genannten Festsetzungsmöglichkeiten bzw. mlt 
textlichen Festsetzungen. 

Die Festsetzung der Zweckbestimmung bzw. Nutzung der 
Ausgleichsflächen kann ergänzt werden um textliche Fest- 
setzungen zur Bewirtschaftung, zu Maßnahmen bzw. zu 
Entwicklungszielen. Voraussetzung ist immer ein boden- 
rechtlicher Bezug bzw. eine städtebauliche Rechtfertigung. 
Das trifft u.a. dann zu, wenn das Ausgleichskonzept ohne 
die verbindliche Festlegung von Pflegemaßnahmen seine 
Funktion nicht erfüllen kann2. 

Festsetzungen zum Ausgleich können im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans, in einem anderen Bebauungsplan oder 
einem separaten Ausgleichsbebauungsplai~ getroffen wer- 
den. Die getroffenen Festsetzungen sind zu begründen. 

4.8.2.5 Bilanzierung nach „Leitfaden Eingriffsbewertung" 

Die rechnerische Bilanzierung eines Eingriffs und seiner 
Kompensation auf der Basis eines Punktwertsystems ist ein 
Hilfsmittel zum Nachweis der Eingriffskompensation. Es er- 
setzt jedoch nicht die regulären Schritte der Eingriffsrege- 
lung wie Ermittlung der Beeinträchtigungen von Funktio- 
nen und Werten des Naturhaushalts und Landschaftsbildes 
oder Erläuterung von Art und Wirkungsweise der Aus- 
gleichsmaRnahmen. 

Die Bilanzierung nach dem „Leitfaden Eingriffsbewer- 
tung", der vom Ministerium für Umwelt des Saarlandes er- 
arbeitet wurde, ist Voraussetzung für das Ein- und Ab- 
buchen von Maßnahmen im Landes-Okokonto. Gleichzei- 
tig ist der Leitfaden generell empfohlen zur Bilanzierung 
und zum Nachweis des Ausgleichs im Bebauungsplan-Ver- 
fahren. 

Die Methodik zur Bilanzierung ist in1 Leitfaden in einzelnen 
Schritten erläutert. Sie ist weitgehend personenunabhängig 
und muss in der Anwendung nachvollziehbar dargestellt 
werden. Die nachfolgende Übersicht zeigt den Gesamtablauf 
der Bilanzerstellung. Ermittelt und gegenübergestellt werden 
jeweils Ausgangszustand und geplanter Zustand der Ein- 
griffsflächen und der Flächen zum Ausgleich. 

Zur sachgemäßen Bewertung des Ausgangszustandes 1st 
insbesondere eine aktuelle Biotoptypenerfassung, eine Er- 
fassung des pflanzlichen Arteninventars sowie die Erfas- 
sung der Fauna für charakteristische Artengruppen Grund- 
lage (diese Erhebungen sind für die vorangegangenen Ar- 
beitsschritte ohnehin notwendig). Auf dieser Basis erfolgt 
eine Interpretation der Artenlisten sowie die Einschätzung 
der Schichtenstruktur bestimmter Biotoptypen und des Rei- 
fegrades des Okosystems. Die Bedeutung der abiotischen 
Schutzgüter wird nach vorgegebenen Kriterien ermittelt, 
ebenso die Vorbelastung durch äußere Einflüsse. 

Urteil des OVG Münster vom 30.06.1999, Az. 7aD144/97.NE, 
NUR 2000,173-178 
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Einige Maßnahmen und Biotoptypen werden vom Land be- 
sonders gefördert. Bei Durchführung dieser Maßnahmen 
und Förderung dieser Biotoptypen können für die Aus- 
gleichsleistung Bonusfaktoren verbucht werden. Das gilt 
derzeit für: 

- den Rückbau von Versiegelungen und baulichen Anlagen 
- Maßnahmen zum Erhalt der Kulturlandschaft 
- Fließgewässerrenaturierungen 
- Baumpflanzungen, Dach- und Fassadenbegrünungen im 

Siedlungsbereich 
- biotopverbessernde Maßnahmen im Wald. 

Die rechnerische Bilanzierung erleichtert die Ermittlung des 
Kompensationsbedarfes und den Nachweis der vollständi- 
gen Kompensation und damit die sachgerechte Abwägung. 
Aus diesem Grund wird sie für alle Bebauungsplanverfah- 
ren, die mit Eingriffen verbunden sind, empfohlen. 

4.8.2.6 Sicherung und Finanzierung der Ausgleichsrnaß- 
nahmen 

Für die Umsetzung der Ausgleichsmaßnahmen auf den Bau- 
grundstücken ist der Grundstückseigentümer bzw. Bauherr 
selbst zuständig. Die Gemeinde als Planungsträger kann das 
durch die Baugenehmigung oder ein Pflanzgebot nach $ 178 
BauGB sicherstellen. 

Möglich ist auch die Durchführung der Ausgleichsmaßnah- 
men durch die Gemeinde und Umlage der Kosten auf den 

- 

Planung und Umsetzung 

Grundstückspreis. Maßnahmen außerhalb des Bebauungs- 
plangebietes können zusätzlich über eine Zuordnungsfest- 
setzung im Bebauungsplan und eine Kostenerstattungssat- 
zung nach 5 135 c BauGB abgesichert werden. 

Nach $ l a  Abs. 3 BauGB können anstelle von Darstellungen 
und Festsetzungen auch vertragliche Vereinbarungen gemäß 
$ 11 BauGB getroffen werden. Durch städtebauliche Ver- 
träge können Maßnahmen (Maßnahmenverträge) an Dritte 
übertragen oder Kosten (Folgekostenvertrag) refinanziert 
werden. 

Bei einem Vorhaben- und Erschliei3ungsplan ist der erfor- 
derliche Ausgleich entweder vom Vorhabenträger durchzu- 
führen oder die Kostenübernahme wird von diesem in 
einem städtebaulichen oder sonstigen Durchführungsver- 
trag geregelt. 

Eine weitere Möglichkeit zur Sicherstellung von Ausgleichs- 
maßnahmen stellen privatrechtliche vertragliche Vereinba- 
rungen dar (Grundstückskauf, Pacht- und Nutzungsver- - 
träge usw.). 

Vertragliche Vereinbarungen hinsichtlich von Ausgleichs- 
rnaßnahmen sind auch zwischen der Gemeinde als Träger 
der Planung und dem zuständigen Träger öffentlicher Be- 
lange, z.B. der Unteren Naturschutzbehörde, möglich. 

30.14 Kergsrcdt - Handbuch Angewandter Biotopschuri - 29. Erg.l.fg. 1llOS 



Planung und Umsetzung Rechtliche Grundlagen von Eingriffsplanungen 
111-3 

4.9 Checklisten 

Werden alle der nachfolgenden Aussagen für das jeweilige Planungsverfahren und den Plan mit ja beantwortet, so kann von 
einer ausreichenden Berücksichtigung der Naturschutzbelange ausgegangen werden. 

Flächennutzungsplan 

1 Verfahren I 
1 

Der Zustand von Natur und Landschaft wurde für den gesamten Plangeltungsbereich 
1 erfasst und in Karte und Text wiedergegeben. 

Ja 1 Nein ~ 

l 2  I Auf der Grundlage einer Bestandsbewertung wurden Bereiche mit naturschutzfachlich 
hoher, mittlerer und geringer Wertigkeit ermittelt. 

I 

I Konflikte beabsichtigter Darstellungen mit Naturschutzbelangen wurden ermittelt, bewertet 
und soweit möglich, vermieden bzw. vermindert. 

l 4  I Für alle unvermeidbaren Eingriffe sind in ausreichendem Umfang geeignete Flächen für 
Ausgleichsmaßnahmen dargestellt. 

l 5  I Alle sonstigen örtlichen Ziele und Erfordernisse des Naturschutzes werden ermittelt und 
durch Darstellungen berücksichtigt. l n I n l  
Alle Naturschutzbelange sind entsprechend ihrem Gewicht in die Abwägung eingegangen. 

I 
Vor der Neuausweisung von Bauflächen wurden vorhandene Baulücken und 
wiedernutzbare Baubrachen auf ihre Verfügbarkeit geprüft. 

Ergebnisse 

l B  I Schutzgebiete und geschützte Biotope nach Naturschutzrecht sind nicht von 
entgegenstehenden Darstellungen, insbesondere Bauflächen, überlagert. 

l g  I Zwangsläufige indirekte Beeinträchtigungen der Schutzgebiete durch Darstellungen des 
FNP sind nicht erkennbar. u " l  

10 Gewässer, Gewässerrandstreifen und Überschwemmungsgebiete werden nicht durch I 1 Bauflächen überlagert. n n I  
I1l I Naturschutzfachlich hochwertige Bereiche werden durch geeignete Darstellungen 

langfristig erhalten. 

Flächen mit potenziell hoher Bedeutung für Naturhaushalt und Landschaftsbild sind mit 
Zielen und Maßnahmen zur Entwicklung dargestellt. C ~ n '  

1 13 Funklional voneinander abhängige Biotope sind vernetzt. n n l  

Bauflächen sind am tatsächlichen Bedarf ausgerichtet und befinden sich 
vorzugsweise in konfliktarmen Räumen im Siedlungszusammenhang 

- 1 15 1 Alle Verfahrensschritte sind im Erläuterungsbericht dargelegt. 
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Bebauungsplan 

Verfahren 

1 Ja Nein 1 

I Der Zustand von Natur und Landschaft wurde für den gesamten Plangeltungsbereich 
erfasst und in Text und Karte wiedergegeben. 

Wertgebende Pflanzen- und Tierarten sind erfasst, räumlich zugeordnet und interpretiert 
worden. 

Besonders geschützte Arten kommen im Plangebiet nicht vor bzw. werden nicht 
beeinträchtigt. 

I Auf der Grundlage einer Bestandsbewertung wurde der Planungsraum aus 
Naturschutzsicht räumlich differenziert bewertet. 

Die Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auf Grund der Planung wurden 
vollständig ermittelt und bewertet. 

Erhebliche Beeinträchtigungen wurden konsequent vermieden bzw. minimiert 

Alle verbliebenen Beeinträchtigungen werden funktional ausgeglichen bzw. durch sonstige 
Maßnahmen des Naturschutzes im Sinne einer Aufwertung kompensiert. 

Alle Ausgleichs-/Kompensationsmaßnahmen sind durch Festsetzungen oder andere 
vertragliche Vereinbarungen gesichert. 

Der Plan wurde auf UVP-Pflichtigkeit geprüft, bei bestehender Pflicht enthält der 
Erläuterungsbericht einen Umweltbericht. 

11 1 Der Bebauungsplan ist aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 

10 

Schutzgebiete, geschützte Biotope und Vorkommen besonders geschützter Arten werden 
nicht durch entgegenstehende Festsetzungen beeinträchtigt. 

Art und Maß der festgesetzten Nutzung fügen sich in das Landschafts- bzw. Ortsbild ein. I I 

Alle Naturschutzbelange sind entsprechend ihrem Gewicht in die Abwägung eingegangen. 

Ergebnisse 

Die zulässige Versiegelung ist auf das notwendige Maß begrenzt. 

Landschaftliche Strukturen wie Bäume und Hecken wurden nach Möglichkeit erhalten und 
in das Gestaltungskonzept integriert. 

Wertvolle Biotope und Strukturelemente wurden nach Möglichkeit erhalten. O U  

Regenwasser wird vorzugsweise versickert bzw. gesammelt und genutzt. 
I 

Große Gebäudefassaden und flache Dächer werden begrünt, sofern keine anderen 
Belange entgegenstehen. 

Befestigte Flächen sind in wasserdurchlässiger Bauweise festgesetzt, sofern andere 
Belange nicht entgegenstehen. 
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